
Ingo Müller 
Die Verwendung des 
Rechts beugungstatbestands zu 
politischen Zwecken! 

Die Zahl der bislang in Deutschland wegen Rechtsbeugung durcngefühnen Straf­
verfahren ist gering und steht in keinem Verhältnis zu der Breite. mit der der § 336 
StGB in der wissenscnaftlichen Literatur abgehandelt wird! Dabei ist diese Vor­
schrift nicht einmal dogmatisch sonderlich ergiebig und ihre Anwendung in der 
Praxis spem sich gegen jede wissenschaftlich-dogmatische Systemalisierung. Der 
Rechtsbeugungstatbestand wurde nämlich - je nach Bedarf - sowohl dazu verwandt. 
unliebsame Kollegen zu disziplinieren als auch dazu. Richter gegen jeden strafrecht­
lichen Vorwurf zu immunisieren. 

1. Systematische Gnmdprobleme: Das Reichsgericht und die Rechtsbeugung 

Einem der wenigen Rechtsbeugungsurteile - das RG hatte nur viennal über Rechts­
beugungen zu entscheidenl, nur zweimal über richterliche (Rechtsbeugung können 
auch Beamte und Schiedsrichter begehen) - lag folgender Sachvcrbalt zugrunde: 

In den Nachkriegswirren halten einige - offensichtlich revoluuonäre - Bauern Waffen ver­
steck!. Als sie wegen .Nich!:\nmeldung von Heeresgut. vor dem Schöffengericht angeklagt 
waren, schob ihnen der Vorsil2cnde des Gerichts die Entschuldigung unter, sie hätten die 
Waffen beim Volksm wgemddet und gemeint, diese Anmeldung sei ausreichend gewesen. 
Der Richter wurde wegen Rechtsbeugung angeklagt und vom LG Gießen freigesprochen. und 
zwar uneer Anwendung einer Variante der sogenannten subjektiven RechtsbeugungSlhcorie : 
Der Angeklagte habe "ein unklares Gefühl von der Unschuld. der angeklagten Bauern gehabt 
und sie daher mit einer zwar objektiv rechtswidrigen Verhandlungsleirung begünstigt, mit 
dieser Begünstigung habe er aber .dem Rechte. wie er es erkannt habe, zum Siege verhelfen 
wollen«. Nach Auffassung d~ Gerichts hälte -erst das bewußte Handeln gegel) seine Rechts­
überzeugung ... seinem Verhalten den Charakter der Rechtsbeugung. gegeben.< 

1 Während der Arbe;, an diesem Auls~lZ erschien Jörg Friedrichs Sammlung s3.nulicher Urteile der 
westdeutschen Justi~ zur NS-Straf;ustiz (Freispruch für die Na2.i-Ju,tiz. Urteilt gegen NS-Richtcr scit 
1948. Eine Dokumentation, Reinbek '98) (rororo/aktuell Nr. SHg, DM .6,80). die die in C. F. Rü<e1'S 
nbindiger Slfflmlung deuts<:bcr Sirafuneile wegen 02rionalsouali..tischer Törungsverbrechen zwisehen 
'945 und '966 (Justiz und NS-Verbrechcn, AmSler<hm 1968 bis '98,) nur scbwer auffind baren Urteile 
wegen Justizverbrechens zusammenfallt. Dieses lesenswtne Buch knüpft an vielen Abhandlungen d.r 
neueren Zeit üb"" "JU!u" im Dritten Reich. an. Ich verdanke ihm viele Anregungen und hab. die 
zun~chst 3ul Rilters Sammlung bezogenen Belege .uf die en ... prechenden FundsteUen bei Friedrich 
umgesteUt. da sie nirgend. sonst '0 schnell verfügbar sind. 

1 Vgl. nur >us neuerer Zei,: Btgcmann NJW '968 '36,; Dellian ZRP '969.1'; Man: JZ '970, 749; 
Mohrootlcr JZ 1969.49111. ; lUsehorn NJW '91>9.417; Rudolpb.i ZStW 81 ('970), 6\0; Schreiber GA 
'971. (9); Seebode. D .... Verbrechen der Rechtsbeugung (1969); de .... ZRP '973, 2.40; Spendel NJW 
'97/. D7; den., Ju.ni~ und NS-Vcrbrechen, Klug-Festschrift '98) Bd. , S. )7f . Gün,er Spendeh, 
Rechubeugung durch Rechtsprechung (Bulin '9&4) \Vor bei Fertigs,eUung diesc~ Aufsatzes leider nocb 
nicht ersclUcncn, konnte daher :z.lso nicht beriicksichtigt ",erden. 

} RGSt>!. ~67: 51.)1; 69. "l; 7
'
, }IS· 

4 RGSt j7.}1 (J4) =JW '922, 101S · 
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120 Das Reichsgericht hob das Urteil auf. Da es aber den vom Schwurgericht angenom­
menen guten Glauben des Richters an die Richtigkeit des Urteils nicht in Zweüel 
ziehen konnte, blieb als Anknüpfungspunkt für eine Rechtsbeugungsverurteilung 
nur die Prozeßleitung des Vorsitzenden. Entsprechend stellte das RG allein auf eine' 
Bevorzugung des Angeklagten bei der reinen Prozeßleicung ab: "Die Rechtsbeugung 
kann schon allein bei der Leitung der Rechtssache begangen werden, ohne daß es 
hierbei darauf anzukommen hat, wie später die Entscheidung auszufallen haben 
würde. Es genügt, wenn der Täter bei der Leitung des Verfahrens das Recht in dem 
Bewußtsein verletzt, daß dadurch die Rechtsstellung der Partei verbessert oder ver­

schlechtert wird, und es ist belanglos, ob der Täter das im Bewußtsein oder gar in der 
Absicht tut, eine nach seiner Meinung richtige oder unrichtige Entscheidung berbei­
zuführen .", ! 
Daß dieser SatZ ~unannehmbare Konsequenzen« haben müsse. hat Alsberg6 in seiner 
kurzen Entgegnung auf die RG-Entscheidung schon angemerkt. Denn dann könnte 
jede Entscheidung bei einem Beweisantrag, jede Zulassung oder Ablehnung einer 
Frage, eines Antrages o. ä. eine Anzeige wegen Rechtsbeugung nach sich ,iehen. Der 
im deutschen Strafverfahren viel stärker als anderen Orts exponierte Richter unter­
liege nach jeder Entscheidung der Gefahr. einem Verfahren wegen Rechtsbeugung 
ausgesetzt zu werden. Da überdies das Reichsgericht das Bewußtsein der RechtS­
widrigkeit nicht einmal für erforderlich gehalten hatte. konnte automatisch mit jeder 
Befangenheitsablehnung auch bereits der Rechtsbeugungsvorwurf erhoben werden. 
Die beiden Anmerkungen zu dem Uneil von LilienthaI und Alsberg7 antizipieren 
schon die später von Radbruch und in dessen Gefolge von der gesamten Rechtspre­
chung und Lehre vertretene Auffassung, daß die Rechtsbeugung ein »Absichtsde­
Likt« sei, bei dem das Bewußtsein der Rechtswidrigkeit »mit Rücksicht auf die Eigen­
art des einzelnen Delikts auch da. wo es tatbestandlieh nicht ausdrücklich verlangt 
wird. ein notwendiger Bestandteil des Vorsatzesu sein müsse, denn auch »sonstige. 
die subjektive Richtung der Tat kennzeichnende Merkmale müssen unter Umstän­
den, ohne daß sie im Gesetz erwähnt sind. aus dem Wesen des Delikts abgeleitet 
werden«. LilienthaI schränkt freilich ein, daß auch der Richter. der nach der 
»Gerechtigkeit« strebe. das Recht vorsätzlich beuge. ~wenn er seine Absicht LU 

erreichen sucht auf einem Wege, den nicht einschlagen zu durfen er sich bewußt ist. 
Wollte man das verkennen, so öffnete man damit der WiJlkür des Vorsitzenden Tür 
und Tor~. 8 

11. ExzeHive NS-Justiz - keine Rechtsbeugung 

Lebhaft wurde die Rechtsbeugungsdebatte erst einige J abre nach dem Zweiten Well­
krieg, als die RoUe der Justiz im Dritten Reich Diskussionsgegenstand zu werden 
begann. Gustav Radbruch hane dem ganzen belasteten Berufsstand eine goldene 
Brücke gebaut, indem er nicht nur die Schuld 3m Niedergang des Rechts auf seine 
und des Positivismus Schultern nahm', sondern auch die Grundlinien künStiger juri­
stischer Behandlung der NS-Justiz entwickelte: Rechtsbeugung sei nur strafbar, 
wenn sIe bewußt erfolgte (dolus direcrus), Wld »Strafbarkeit der Richter wegen 

S A . ~. 0 .• S. )). 
6 JW '911, 10.6. 
7 A. a. 0 .• '0'1 und '0.6. 
8 JW 19", 1016. 
9 Vgl. 1. Müller, Leviathan '979. )08 (Jl6). 
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Tötung setzt die gleichzeitige FeststeUung einer von ihm begangenen RechtSbeugung 
(§§ 3}0, 344 StGB) voraus«'o (sogenanntes Richterprivileg). Allerdings wurde Rad­
bruchs Ansatz zur Bewältigung der NS-Jusriz recht einseitig rezipiert; daß er stets 
betont hatte, Verblendung und Rechtsblindheit schlössen den Rechtbeugungsvor­
satz keineswegs aus", wurde rege.!mäßig ignoriert. Mir der Konstruktion des lORich­
terprivjlegsu hat Radbruch jedoch wie kein anderer die Rechtsprechung der folgen­
den 20 Jahre bestimmt, wenngleich die einzelnen konkreten Verfahren - fünf Urteile 
in einem einzigen Verfahren waren keine Seltenheit, eher die Rege.! - zeigten, ,.wel­
ehen ungewöhnlichen tatsächlichen und rechtlichen Schwierigkeiten die Ahndung 
der nationalsozialistischen Justizverbrechen begegnet. Dies liegt in ihrem Wesen und 
in der Natur der Sache" (BGHSt 9, 302)." 

1. Das Sondergericht - Verletzung von NS-Rechlsnonnen 

Am 20. April 1943 fand vor dem Söndergericht Kassel" die Verhandlung gegen den ungari­
schen Ingenieur Holländer wegen .Rassenschande« stau. H. hatte in Deutschland srudien und 
einige Jahre als Ingenieur in verschiedenen Rüstungsbetrieben gearbeitet, als er 194 I erfuhr, 
daß er jüdischer Herkunft sei . Dies verschwieg er seiner (arischen) Freundin und knüpfte später 
auch noch neue Frauenbekwotschafteo 3-D. Daraufhin wurde er wegen R~ssenschande in 4 
Fällen angeklagt und mit Hilfe einer bis dahin völlig unüblichen juristischen Konslruktion nach 
dreinündiger VerhaD<Hung zum Tode verurteilt . Das für Rassenschande an sich nicht zuscin­
dige Sondergericht kombinierte das Blutschutzgeseu (das fur Rassenschande »nur« Gef:ingnis 
oder Zuchthaus vorsah) mit dem § 20 a StGB, der für »gefährliche Gewohnheitsverbrecher« 
Zuchthaus bis zu I S Jahren vorsah und zusätZlich noch mir § I der VO vom 4. 9. 1941, der für 
gerährliche GewohnheitSverbrecber die Tode~trafe zuließ, »wenD das Bedürfnis nach gerech­
ter Sühne. es verlangte. Damit begründete das Sondergericht seine Zuständigkeit und konnte 
zusätz.lich auch zur Todesst.ra1e kommen. War diese RechlSkonstruktion schon weit hergehöh, 
so interpretierte das Sondergericht die Eigenschaft Holländers - dem die damaligen Richter 
nachträglich bescheinigten, er habe »einen guten und sympnhischen Eindruck. gemacht und 
sei auch von Anfang an voll geständig gewesen - als »GewöhnheitSverbrecher. allein aus sei ner 
Handlungsweise, was wiedeJ"1.l.l1l auch nur dadurch möglich wurde, daß das Gericht den Fon­
setzungs2usammenhang auflöste und die verschiedenen Sexualkontakte ah mehrere Straftaten 
wertete. 

1950 wurden der Benchterstaner und Urheber der originelIeD juristischen Kon­
struktionen, der ehemalige KammergerichtSr3t Kessler, und der Sondergerichtsvor­
sitzende Hassenkamp wegeD Rechcsbeugung und Totschlags vor dem Schwurgericht 
Kassel angeklagt. 
In seinem Urteil vom 28.6. 1910 kommt das Gericht, ausgehend von der Überle­
gung, daß »nicht die heutigen, sondern die damaligen Verhälmisse zugrunde zu 
legen« seien, zu dem Ergebnis, daß den Angeklagten eine Rechtsbeugung nicht 
nachzuweisen war. Obwohl die Ausführung in ihrem damaligen Urteil, die Tat sei 
»ein Zeichen typisch jüdischer Frechheit" für rechtsfremde Erwägungen sprach, 
bielt das Gericht es für möglich, .daß dieser Satz, der nur in Parenthese angeführt ist, 
,schmückendes Beiwort, war und nichts mit der Findung des Urteils zu tun hatte, 
wobei schließlich auch hätte berücksichtigt werden müssen: die Angeklagten waren 
überzeugte Nationalsoz.ialisten. Sie sind wahrscheinlich durch die damalige Propa­
ganda gegen das Judentum vergiftet worden. Daher mag es zu einem der-anigen 

10 Ge.setz);che. Unrech, .md übergese.zliches Rech,. SJZ '946. 'oS ff., nachgedruckt bci: d. Wi.h. Gu ... v 
lUdbrudl. R";chsminimr der Juniz (r978), S. I JJ H. 

I' SJZ t9~7 Sp. 634. 
11 Friedrich, $.4)5. 
t} Der Fall ist mit sämtlicheo Ucuilen dokumencien bei MoritzlNoam, Juden vor Geri~h. (1978), 

S. )08 H. und b.i Friedrich. S. )07. 
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IJJ unsachlichen Ausdruck in den Urteilsgründen gekommen sein«.« Auch der Satz, 
mit dem das Sondergericht die Todesstrafe begründet halte: "Den Ausschlag gibt der 
Umstand, daß der Angeklagte seine Verbrechen im zweiten und dritten Kriegsjahr 
begangen hat, also zu einer Zeit. als der Kampf Deutschlands mit dem Welt judentum 
seinen Höhepunkt erreicht hac", war nach Auffassung des Kasseler Schwurgerichts 
für die Todesstrafe keineswegs "ausschlaggebend«, denn man könne oicht sagen, 
.. daß gerade der eine Grund, der offensichtlich unsachlich ist, entscheidend gewesen 
ist« . Allerdings nennt das Schwurgericht auch nirgends die »sachlichen« Gründe für 
die Todesstrafe. Obwohl der Angeklagte Kessler auch noch während des Verfahrens 
sein Opfer verböhnte, es als »charakterlich minderwertig« bezeichnete und ooch 
1951 die »Ehre des gesamten deutschen Volkes«, vor allem seine »Rassenehre« durch 
Incimbeziehungen zwischen Juden und Deutschen beschmutzt sah IJ , hielt das 
Gerichr den Angeklagten zugute, sie seien »verblendet. gewesen, .. fanatische Partei­
anhänger" und seien »bedingungslos der Propaganda, die von der Partei ausgestreut 
wurde. gefolgt«, daher »konnte ein vorsätzliches Handeln gegen das Recht nicht 
festgestellt werden ~. ,6 

Auf diese »Verblendung« legte das OLG Frankfurt'7 bei seiner Urteilsaufhebung 
vom 28.3. '952 besonderen Wert, und es erlegte dem Instanzgericht auf. sorgfältig 
zu prüfen. »ob die Angeklagten die Todesstrafe gegen Holländer aus sachlichen 
Rechtserwägungen für angemessen gehalten haben oder ob sie zur Verhängung der 
Todesstrafe aufgrund ihrer politischen Einstellung gelangt sind«. Beachtliche Indi­
zien könnten die ~unsachlichen und judenfeindlichen« Passagen des Urteils sowie 
die Tatsache sein, daß beide Angeklagte »überzeugte. ja fanatische Nationalsoziali­
sten waren«. Offensichtlich wollte das OLG politische Verblendung nicht als Vor­
satz -Ausschi ußgrund anerkennen. 
Aber gerade dieses Fakrum wertete das Schwurgericht Kassel nach erneuter Ver­
handlung .in seinem Urteil vom 28. 3. 1952 aufs neue als Entschuldigungsgrund: 
"Sicher hat bei den Angeklagten mitgesprochen, daß die Gesetze des Nationalsozia­
lismus im Sinne des )Führers< dem Buchstaben nach zu erfüllen seien .. . Unabhängig 
davon. daß im Fall Holländer die Gesetze nicht dem Buchstaben nach erfüllt. son­
dern in einer Weise zusammenkonstruiert waren. daß »- soweit ersichtlich - kein 
anderes Sondergericht deranige Rechtsansichten vertreten hat«, hielt man den Ange­
klagten eine Situation zugute. die zumindest Kessler - der nach Einschätzung des 
Gerichts »wohl befähigste Jurist in Kassel« - an führender Stelle mit geschaffen 
hatte. Er hatte sich mit einigen veröffentlichten Urteilen'i zum Vorreiter der Auf­
fassung gemacht. daß bei der Beurreilung als »gefährlicher Gewohnheitsverbrecher" 
Taten in Fortsetzungszusammenhang als Einzeltaten zu werten seien, eine Rechts­
auffassung, der sich schließlich aucb das Reichsgericht nicht verschließen konnte. 
Zugunsten des »überdurchschninlich guten Juristen« wertete das Gericht auch, daß 
er .. bei der Frage, ob das Bedürfnis nach gerechter Sühne die Todesstrafe erfordere, 
geglaubt haben mag. es käme hierbei nur auf die Tat selbst. nicht aber auf die Täter­
persönlichkeit an .. , eine etwas abwegige Möglichkeit. die das Gericht selbst schon im 
nächsten Satz als »überhaupt nicht denkbar« bezeichnet.'9 Die Tatsache. daß die 
Angeklagten - entgegen ständiger Rechtsprechung - aus der fortgesetzten Handlung 

'4 MQril2fNoam, S. J'~. 
's Auszug aUj der Vernehmung Kesslers vor dem SdI,",urf;erich, Kassd "'" I. )0. '911, .bgedruckt bei 

MorilZ/Noam, S. p8. 
16 Mor;lzlNoam. S. F\ = Friedlich, S. }09. 

'7 A. a. 0., S. J,6 H. = Friedrich. S. 310. 

18 Vgl. z. ß. DR '94J. 391. 
'9 MoriczfNoarn, S. J'~' 
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mehrere Straftaten konstruiert hatten, um über die Anwendung des § 20 a StGB zur 

Zuständigkeit des Sondergerichts und der Kombination mit § 1 der VO vom 

4. 9· 194 [ zur Todesstrafe zu kommen, wertete das Gericht in der Wiederholungs­

verhandlung sogar noch zugunsten der Angeklagten: ~Es kann daher zugunsten 

Kesslers nicht ohne weiteres die Möglichkeit außer acht gelassen werden, daß er das 

Urteil nicht aus politischen, rechtsfremden Erwägungen gefällt, sondern geglaubt 

hat, eine besondere juristische Leisrung zu vollbringen, als er erstmalig den § 20 a 
StGB auf das Blutsc.hutzgesetz anwandte«. 

Der schließlich ergangene Freispruch wurde rechtskräftig. 

2 . Das Kriegsgericht - Todesurteile nach der Kapitulatwrr'° 

Im Juni 1948 waren vor dem Schwurgericht in Hamburg vier ehemalige Angehörige eines 
Kriegsgerichts, darunter der St~bHichter Holzwig sowie der ehemalige Gerichtsherr Kommo­
dore Petersen, wegen ~ Verbrechens gegen die Mensch[jcbkeih nach dem Kontrollratsgesetz 
Nr. 10 angeklagt. Das Gericht halte am 9. Mai '945 drei Soldaten zum Tode verurteilt, die sich 
in deo Morgenstundeo des 6. Mai, also zwei Tage nach der Teil-Kapitulation an ihrem Front­
abschnitt (am 4. 5. 1945 hauen die den britischen Truppen gegenüberliegenden deutschen 
Streitkrafte kapitu[jcn) ... on ihrer Truppe abgesetzt hanen. Am TO. 5. - also bereits zwei Tage 
nach der Ge.salnTkapitularion des Deutschen Reiches - ließ das Kriegsgericht die Todesurteile 
noch vollstrecken . 

Obwohl der Spruch des Kriegsgerichts eindeutig geschriebenes Reche verletzte, 

sprach das LG Hamburg den Angeklagten Petersen frei und verurteilte den Srabs­

richter Ho!zwig zu z.wei Jahren Gefangnis wegen Verbrechens gegen die Mensch­
lichkeit, aber nur weil er den Gerichtsherm beeinflußt hatte, die Urteile rasch zu 

bestätigen und vollstrecken zu lassen; den Ausspruch der Todesstrafe nahm das 
Gericht ausdrücklich von der Verurteilung aus, weil .im Interesse der Unabhängig­

keit des Richters selbst einmal ein ungerechtes Urteil in Kauf genommen werden 

muß«. Der Oberste Gerichtshof der Britischen Zone hob am 7. Dezember 1948 das 

Urteil auf und empfahl eine Verurteilung nach KRG to, denn "WO es um die Ver­

ursachung einer Unmenschlichkeit geht., kann sich niemand damit entlasten, er habe 
das nicht erkannt, er sei dafür blind gewesen,,!' 

Gleichwohl nahm das LG Hamburg bei seiner erneuten Verhandlung an, daß eine 

Bestrafung der 3 Soldaten gerechtfertigt gewesen sei; daß die Flucht nach der Kapi­

tulation erfolgte. sei ohne Bedeutung, »die Vorschrift des § 69 MStGB (müsse) als 
gültig und das Verhalten der Soldaten als tatbestandsmäßig angesehen werden«. Die 

Strafen seien aber unmenschlich hart gewesen, zumal zu berücksichtigen war, "daß 
der Nazistaat zusammengebrochen ... und die politische Grundsjtuation eine völlig 

andere war". Das Schwurgericht verurteilte Holzwig zu fünf und Petersen zu zwei 
Jahren Gefängnis wegen Verbrechens gegen die Menschlichkeit." 

Auf die Revisionen der AngekJagten sowie der Staatsanwaltschaft hob der 2. Straf­

senat des BGH das Urteil auf'l, weil die Grundlage der Verurteilung, das KRG 

Nr. 10 im Jahre 19P nicht mehr galt. Er prüfte - entsprechend der Radbruch'schen 

Formel- ob eine Rechtsbeugung vorlag. Da diese die objektive Rechtswidrigkeit des 
Richtcrspruchs voraussetzt, kommt er zu dem Ergebnis: 

.Nach dem bisherigen Sachverhalt kann aus verschiedenen Grunden an der objekti ... en Rechts­
widrigkeit der Todesuneile nicht gezweifelt werden. Die Angekl~grcn durften zwar auch nach 

10 Die Uneilc in dieser Sache sind bei Friedrich. S. 146 (r . • bgedruckl. 
11 OGHS", 217 = Friedricll, S. '47 f. 
21 Friedrich, S. 114 . 

l) Uneil vom 19. I. '9Sl = MDR p . 693 = Friedrich. S. , 17· 
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12 4 der Gesamtkapitulauon, also noch zur Zeit des Urteilserlasses, Milit.ä.rgerichtsbarkeit ausiiben. 
Sie waren jedoch nicht mehr befugt, Todesurteile zu fallen. Denn nach Art. IV des Gesetzes 
Nr. 15 3 der MiIiÜITcgierung {iir DeulSchl."ll1d (betreffend deutsche Kriegsgerichte), das in 
Art. I alle deutschen Kriegsgerichte mit Ausnahme der Feldkriegsgerichte mit Wirkung vom 
4. Mai 1945 abschaffte (Art . VIII) durfte ein Feldkriegsgericht ei.ne höhere als zweijährige 
FreiheitSscr:Je nur mit besonderer Genehmigung der Militärregierung verhängen. Eine solche 
Genehmigung war offensichtlich nicbt erteilt. Demnach war der auf §§ 69, 70 MStGB gegrün­
dete Aus~pruch der Todesstrafe gegen die drei Marinesold:uen gesetzwidrig .• " 

Statt aber hier die Prüfung der objektiven Recht.swidrigkeit abzubrechen und allen­
falls noch auf eventuelle Irrtümer einzugehen, fähre der BGH erst;\unücherweise fort 
zu untersuchen, ob »auch uogeachtet der Beschrankung ihrer Gerichtsbarkeit« die 
angeklagten Richter in diesem Fall die Todesstrafe hätten aussprechen dürfen, denn 
»die Soldaten ... batten sich allerdings der Fahnenflucht im Felde schuldig gemacht. 
Deshalb war § 70 Il MSrGB an sich anwendbar ... Auf Todesstrafe hätte allerdings 
gemäß den >Richtlinien des Führers und obersten Befehlshabers der Wehnnacht für 
die Strafzumessung bei der Fahnenflucht< vom 14. April '941 dann erkannt werden 
müssen, wenn sie >unerläßlich< gewesen wäre, >um die Manneszucht aufrechtZuer­
halten<<<!! 
Schließlich kam der BGH zu dem Ergebnis, daß die Strafe wegen unmenschlicher 
Härte rechtswidrig gewesen sei, da sie auch nicht aus Abschreckungsgründen gebo­
ten war; er machte aber zur Bedingung einer erneuten Verurteilung, »daß die Ange­
klagten das Mißverhältnis zwischen der Schuld der Soldaten und der Todesstrafe 
erkannten« und empfahl unmißverständlich, auf fahrlässige. d. h. straffreie Rechts­
beugung zu erkennen, denn soUten die Richter bei der Strafzumessung ~nur fahr­
lässige. für Todesurteile ursächliche Verstöße gegen das Recht begangen haben, so 
könnten sie hierwegen strafrechtlich nicht zur Verantwortung gezogen wer­
den« . '6 

War schon schwer verständlich, wie der BGH über die tatsächliche Rechtslage hin­
wegging, so ist die nachfolgende Rezeption dieses Urteils vollends unbegreiflich. Als 
häue der BGH nie festgestellt, daß die Todesstrafe gesetzeswidrig war, d. h. positi­
vem Recht widersprach, behauptet der OLG-Rat Dr. Schultz in seiner Besprechung 
des Urteils,'7 die Richter hätten "in unmittelbarem Gehorsam gegen das Gesetz 
geh.andelt« und die Todesurteile seien aUen[aJls ~wegen eines Verstoßes gegen eine 
ungeschriebene Regel der Stralzumessung~ rechtswidrig gewesen. Gleichwohl 
könne diese Regel auch nicht zur Grundlage einer Rechtsbeugungsverurteilung 
gemacht werden, denn »auch hier handelt es sich nicht um die Verletzung positiven 
Rechts, da dieses eben ohne tatbestandliehe Voraussetzungen die erkannte Strafe 
zuläßt". So als habe das Dritte Reich am 8. Mai '94 S nicht kapituliert, stellte er die 
Frage, »ob der Richter sich strafbar gemacht hat, der sich durch eine nach dem 
positiven Recht getroffene Entscheidung im Widerspruch zu dem ungeschriebenen 
Recht setzt~" Die Antwort liegt »auf der Hand~, denn eine Bejahung »bedeutet eine 
unerwünschte und unnötige Schwächung der rechesprechenden Gewalt"." 
Ganz in diesem Sinne weigerte sich wenig später das erneut mir der Sache befaßte LG 
Hamburg in dem rechtskräftig gewordenen Urteil vom 27. 2. '953 >9, die tatsächliche 
Rechtslage zur Kenntnis zu nehmen. Auf die Erörterung der gesetZlichen Lage in der 

'4 MDR '9P. 694. 
'5 A.~, 0 .• 695· 
26 A.~, O. 
>7 MUR 19S1. 696. 
18 A . • . O. 
'-9 Uno v. 17· 1. 195} = Foiedrich, $. , 59· 
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BGH-Entscheidung geht das Gericht mit keinem WOrt ein und führt start dessen 
aus; 

~ Was die materielle Rechtswidrigkeit der Ents<:he.idungen anbetrifft, so ist zunächst festzustel­
len. daß die Bestimmungen des damals gültigen geschriebenen Rechts .aJs solche durch die 
Todesurteile und ihre BesLäugung nichr verletzt worden sind. Es lag F<l.hnenflucht gemäß § 69 
MStGB vor. Sie war auch im Felde begangen und daher gem:iß § 70 Abs. 2 MStGB auf Todes­
strafe, lebenslanges oder zeiliges Zuchthaus zu erkennen . .. Es ist auch nicht zu beanstanden, 
daß das Kriegsgericht bei der Strafbemessung die Richtlinien für die Slrafzumessung bei Fah­
nenflucht vom t4. April t940 berücksichtigt hat .. . Wenn auch nach ihrem Inhalt die Todes­
strafe in weitem Umfange für gebolen oder doch für angebracht erklärt wird, so bestehe kein 
Grund. diese Richtlinien als Ganzes für ungerecht oder übennäßig grausam und also für ungül­
tig anzusehen. Das Gericht hat auch rechtlich :z.urreffend das Vorliegen eines schweren Falles 
von Fahnenflucht gemäß § lAbs. 1 der Richtlinien bejaht." 

Nach allerlei rechtsphilosophischen Erwägungen (D . . . daß das götcliche Gesetz 
aUen Menschen von Narur in das Hen. geschrieben ist,,) kommt das Gericht zur 
Prüfung der subjektiven Seite, wobei es vorausschickt, »zur Bejahung der persönli­
chen Voraussetzungen für ein solcbes. grundsäl2.lich rechtsfeindliches Handeln des 
Richters bei seiner Urteilstäcigkeit« genüge es »keinesfalls festzustellen. daß er akti­
ver Nationalsozialist gewesen ist, denn das könnte er auch aus durchaus anerken­
nenswerten Gründen gewesen sein«. 
Schließlich schilden es den Angeklagten als menschlich .. noch nicht genügend 
durchgebildete Persönlichkeit«, die den Zusammenbruch der alten Werteordnung 
nicht habe begreifen können; »daß das Gewesene plötzlich keine Geltung mehr 
haben sollte, daß jetzt eine andere Beurteilung <Im Platze war, hat Holzwig nicht 
erkannt. Das ist aber nicht nur ihm, sondern vielen anderen so gegangen . Der 
Umschwung der politischen Ansichten kam für Hoh.wig zu plötzlich, als daß er ihm 
hätte folgen können ... AJle AngekJagten waren danach freizusprechen".JO 
Die Grundsätze, die der BGH in seinem Urteil in dieser Sache aufgesteUt hatte. 
sollten schon bald auf ihn zurückfallen. 

J. Das S5-Standgericht - nationalsozialistische Überzeugung exkulpiert 

Im April'945, als weite Teile SüddeuLSchlands bereits von der amerikanischen Armee erobert 
waren, meinte man im Dörfchen Brettheim nahe Rothenburg o. T ., es sei besser, sich 2.U 

ergeben als daß die Onschaft in sinnlosen Verteidigungsgefechten dem Erdboden gleichge­
mache würde. Als vier Hitler;ungen mie Panzerfäusten zur Veneidigung des Ones anrückten, 
nahm man ihnen die Waffen fort und schickee sie weg. Der Führer des '3 . SS-Armee-Korps 
Simon schick te daraufhin den Offizier Gotcschalk nach BrelCheim, um .die Sllhe. zu klären. 
GotlSchalk stellte Ermittlungen an und bildete mit einem anderen Offizier und dem Ortsgrup­
penleiter der NSDAP ein Standgericht, das nach kuner Beratung ohne Anklage und Veneidi­
gung zum Todesurteil für den Bauern Hanselmann kam . Da der Ortsgruppenleilcr das Urteil 
für zu hart hielt, verweigerte er seine Unterschrift . Daraufhin wurde am nächsten Tag der 
Onsgruppl:11leiter und der Bürgermeister des Ortes von einem fliegende.n Standgericht des 
'3. SS-Armee-Korps unter Vorsitz des Riuerkreuztri:gers OrtO wegen Wehrkraft:z.erselzung 
zum Tode verureeile, Mit dem Bemerken .aufhangen muß man diese Kerle.« best.ätigte Simon 
als Gerichtsherr die Urteile und hatte damit zugleicb die VoUstreckungsan fes~e1egt, die 
Gottschalk daraulhin voUzog." 

'0 Jahre später wurden Simon. Gottschalk und Ono wegen Mordes angeklagt und 
",m '9 · Okr.. 1955 vorn Schwurgericht Ansb~ch umer Hinweis ~uf das Richterprivi­

leg freigesprochen, wobei das Gericht zugab. daß die Gesetze des Krieges ,.aus der 
heutigen Rückschau äußerst harr und schwer« erscheinen, es habe aber ,.diese 

JO A .... 0., S. t64. 
J' Vgl. die Darstellung des F.lle, bei BGHS. 10, '94 und Friedrich. S. )44 H. 
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Gesetze zugrunde legen müssen«. Auf Revision der Staatsanwaltschaft hob der BGH 

am 7. 12. 1956 das Urteil aufY 
Obwohl der Vorsitzende des Standgerichts selbständig Verfahren einleitete, Beisit­

zer berief, die Verhandlung leitete. Urteile abfaßte und vollstreckte und obwohl 

§ 145 MStGB die allgemeinen AmtSdelikte - also auch die Rechtsbeugung - für 

Soldaten für anwendbar erklärte. stufte der BGH ihn als ~Laienrichter« ein und 
setzee ihn damit einem Schöffen gleich. Als Laienrichter wurde auch der Gerichts­

herr, der »zumindest durch die Bestätigung der standgerichclichen Urteile richterli­

che Befugnis« ausübte. eingestuft. Da das MStGB durch Art. 3 des Konuollraesge­

setzes 34 außer Kraft gesetzt war. dürfe er zu einer Bestrafung nicht mehr herange­
zogen werden, mithin habe man die Kriegsrichter nicht als »Beamte« im Sinne der 

§§ 359.336 StGB ansehen können. 
Eine Bestrafung wegen der damals noch nicht verjährten RechtSbeugung harre der 

BGH damit ausgeschlossen. Bei der Prüfung anderer Tatbestände (§§ 211. 2I 2 

StGB) kommt er dagegen zu dem Ergebnis, daß die Angeklagten eindeutig Richter 

im Sinne des § 336 gewesen seien. also wegen des Richtcrprivilegs nur bei Vorliegen 

einer bewußten und gewollten Rechtsbeugung wegen eventueller anderer Straftaten 

zu bestrafen seien. Die Taten der Angeklagten seien jedoch objektiv Rechtsbeugung 

gewesen, da hier Gerichtsverfahren nur zum Schein durchgeführt worden waren, 

und ~wer gar nicht Recht sprechen will und die Formen der richterlichen Tätigkeit 
nur zur Erreichung anderer, sachfremder Ziele benUUt, kann sich niche darauf beru­

fen. daß er sich - äußerlich gesehen - an die bestehenden Gesetze gehalten 

habe". 
Der BGH verwies den Fall vorsichtshalber nicht nach Ansbach zurück, sondern an 

das Landgericht Nürnberg, das mit der schlagenden Begründung, daß es nach den 

damals herrschenden Rechtsauffassungen gar keines Scheinvenahrens bedurfte, um 

die Verurteilung zu erreichen. zu einem glatten Freispruch kam.)) Den zum Teil 

beharrlich schweigenden Angeklagten konnte - eben wegen dieses Schweigens - ein 

Bewußtsein der Rechtswidrigkeit nicht nachgewiesen werden. Zwingende Verfah­

rensvorschriften seien ohnehin ~nicht nachweisbar verletzt~ worden, und der .,Zeit­

druck könnte die Nichtbeacnrung von Sollvorschrifren als entschuldbar erschemen 
lassen«. Im übrigen hätte die Beiziehung eines Verteidigers ja am Ergebnis (Todes­

strafe) ohnehin nichts geändert. Schließlich könnten auch die Todesstrafen für den 

Ortsgruppenleiter und den Bürgermeister als rechtmäßig angesehen werden, da diese 

"durch ihre duldsame Uncätigkeit den Eindruck einer Billigung hervorgerufen .. hät­

ten. 

Auf erneute Revision der StaatsanwaltSchaft kam die Sache wieder vor den BGHJ\ 

der nun gründlich mit den »damals herrschenden Rechrsauffassungen« abrech­

nete: 

»Das Bestreben der nationalsozialistischen Gewalthaber, sich des Slrafrechts mißbräuchlich 
zur Stützung und Fesligung ihrer Machtstellung und zur Unterdrückung jeder ihnen mißlie­
bigen Meinung und Verhahensweise zu bedienen, war schon alsbald nach der sogenannten 
Machtergreifung zu erkennen und tru während des Krieges um so nachdrücklicher heJVor, je 
mehr die Aussichten auf einen Sieg dahinschwanden. Dieser im Gewande des Rechts betriebene 
Terrorismus äußerte sich in der Schaffung dehnbarer Tatbestände, in der Androhung unange­
messen hoher Strafen, insbesondere der Todesstrafe« auch für nichtige Gesetzesverstöße. ~Auf 
dem Gebiet des Verfahrensrechts und der Gerichtsverfassung entsprach dem die Aushöhlung 
der richterlichen Unabhängigkeil durch 'JusIizlenkung, von innen und planmäßigem Druck 
nach außen, (und) der Abbau der Verfahre.nsgaramien für den Beschuldigten •. 

F BGH •.•. 0. 
J} Fnedri<h, S. }j 8 L 
J4 Urt. v. )0.6. 1919 = Fricdrich. S. )61 (f. 
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Der BGH resümierte: 

~ Die Strafgerichtsbarkeit sollte nach dem Wunsch und Willen der maßgebenden Träger des 
Regimes unter dem täuschenden Schein des RechLS und der Rechtlichkeit innerlich mit jener 
unduldsamen Racbsucht erfiillt werden, .... je sie sich zuerSt am augenfälligsten in den Bluttaten 
aus Anlaß der sogenannren Röhm-Revoltc geäußen hatte«. 

Er verwies diesmal wieder nach Ansbach zurück, wo der S5-General und der Vor­

sicz.ende des Verfanrens gegen Bürgermeister und Orugruppenleiter wiederum frei­

gesprocben wurden und lediglich Gonschalk zu 3 y~ Jahren Gefängnis veruneilt 

wurde. Dem SS-Führer hielt das Geriche zuguee, daß er eben ein ,.,überzeugter 

Nationalsozialist« gewesen sei, »nach Über~eugung des Gerichts ist ihm aber nicht 

nachzuweisen. daß er sich bewußt zum Komplizen der von den Machthabern ange­

strebten Praxis der Rechtsbeugung machte, wobei der Nachdruck auf .bewußt< zu 

legen isc" . J~· 

Bei diesem Urteil blieb es schließlich . lmmerhin ist das Vermächtnis dieses Falles die 

klare und unmißverständliche Verdammung der NS-Justiz durch den Bundesge­

richtshof. 

4. Das politische Gericht - Justiz in der DDR ist Rechtsbeugung 

Kaum ein Jahr nach diesem Urteil ging der BGH anläßlic" der Aufhebung eines 

Freispruchs in einem RechtsbeugungsprozeßH auch von seineIl Grundsäcz.en zum 

richterlichen UnrechtsbewußLSein ab: 

Der Angeklagte hatte a.ls Vorsitzender Richter der 6. (politischen) Strafk:unmer des LG Mag­
deburg Ende '950 sechs Angehörige der Sekte .Zeugen Jehova5 Q wegen .Spionage, Kriegs­
hetze und BoykouhetZe nach An. 6 Abs. l der Verfassung der DeuLSchen Demokrauschen 
Republik. zu Zuchthausstrlien zwischen 3Y' und JoJahren Zuchthaus verurteilt. Der Richter 
wurde, nachdem er seinen Wohnsitz in der Bundesrepublik genommen hatte, angeklagt und 
vom LG Berlin verurteilt. Nachdem der BGH das Urteil :aufgehoben und die Sache an eine 
andere Strafkammer zurückverwiesen hatte. wurde er vom Vorwurf der RechLSbeugung in 
Tateinheit mit FreiheilSberaubung freigesprochen. weil er in seiner Eigenschaft als Vorsitzen­
der der polilischen Strafkammer kein unabhängiger Richter gewesen sei. 

Auf Revision der Staatsanwaltschaft hob der BGH auch dieses Urteil auf; er ließ es 

nicht gelten. daß der Angeklagte vom Justizministerium unter Druck gesetze worden 

sei : »Die Rechtsordnung verlangt von jedem - auch dem weisungsgebundenen -

Beamten, dem die Entscheidung einer Rechtssache obliegt, daß er dabei ungeachtet 

etwaiger gegenteiliger Weisungen nach Gesetz und Recht verfährt,,_ Der BGH kon­

zedierte dem Angeklagten zwar. daß seine Schuldaussprüche »von seinem damaJigen 

Standpunkt als Ricbter der SBZ aus gesehen Recht waren«. ihm also insoweit der 

Recbtsbeugungsvorsatz gefehlt habe. dennocb könnten freilich in Strafausspruch 

und VerhandlungsJührung Rechtsbeugungen vorgekommen sein. denn 

-ein Strafrichter begeht, mag auch s~in Schuldspruch keine vorsätzliche Rechtsbeugung ent­
halten, dennoch Rechtsbeugung, wenn er bewußt eine Strafe verhängl. die nach An und Höhe 
in einem unenrägLchen Mißverhii..ltnis zu der Schwere dtr Tat und der Schuld des Täfers 
steht«.)6 

Gegen diesen Vorwurf hacre der Angeklagte geltend gemacht, er habe die Strafe für 

angemessen gehalten. und dieser Einwand konnte ihm auch nicht widerlegt werden. 

Nach BGH-Auffassung schloß das freilich den Vorsatz der Rechtsbeugung »nicht 

ohne weiteres aus " , denn 

H~ Uno v. 1). 7. 1960 = Friwrich. S. )78. 
JS BGH${ 14, 147 = NJW 1960.974. 
)6 NJW 1,60. '75 . 
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u8 . der Angeklagte ist Volljurisr, von dem erwartet werden lunn, daß er ein Gefuhl dafür hat, ob 
einc Strafe in unerträglichem Mißverhältnis zur Schwere der Tat und zur Schuld des Täters 
stehte . 

In diesem Fall hat sich der BGH offensichtlich der Grundsätze des OGHBZJ7 erin­
nert: 

-Pie eingeschränkte Verantworrlichkeit n:lch § n6 StGB kommt ausschließlich dem sachlich 
und persönlich unabhängigen Richter zu, dessen Unabhängigkeit sie sichern soU . . . Einem 
Richter, der :m einer obrigkeidjchen Maßnahme mitwirkt, die mit allen Gerichtsuncilen nur 
die äußere Form gc.meinsam hat. in Wirklichkeit aber ein Akt administrativer Vernichtung ist. 
steht das Privileg des § 336 StGB nicht zu •. 

Nach den Grundsätzen der beiden lecztgenannten BGH-Urteile, vor allem nach den 
klaren Worten über die NS-Justiz im Urteil zu dem SS-Standgericht, schien der 
Justiz der Weg zu einer Aufarbeitung der eigenen Vergangenheit geebnet. 
An vernichtenden höchstrichter\ichen Urteilen über die Justiz zwischen 1933-1945 
hatte es ohnehin nie gefehlt. Das Nürnberger Juristenurteil l8 hatte von .fortSchrei­
tender Entartung des Rechtssystems unter der Naziherrschah«, von "Naz.ifizierung 
des Rechtssystems" und von Prozessen »bar jeder Grundbestandteile der Rcchdich­
keit«J9 gesprochen und der Oberste Gerichtshof der Britischen Zone von »nazist.i­
scher Justizlenkung«·o. Der BGH·' harte die »bewußte Benuezung der Formen des 
Gerichtsverfahrens zur Erreichung von Zweckec, die mit Recht und Gerechtigkeit 
nichts zu tun haben« angeprangert ucd festgestellt, "daß rechtliche Mögüchkeiten 
und selbst gericbtüche Verfahren zum Zwecke der Einschüchterung und Knebelung 
... mißbraucht« wurden und daß Urteile »offensichtlich nicht mehr der Recbtsver­
wirklichung, sondern bewußt dem politischen Terror dienten«.·' Vor allem die 
Rechtsprechung des Volksgerichtshofs hatte laut BGH 

-mit Rechtsprechung ruchts zu tun. Er ist nur eine Ausnutzung gerichtlicher Formen zur 
widerrechtlichen Tötung«. Solche Justiz "dient dann nur noch der Vernichtung des politischen 
Gegners und verletzt de.n unantastbaren rechtlichen Kembereich. Gerade dadurch enthüUI eine 
derartige ,Rechuprechung, ihr wahres Wesen als Terrorinstrumenta.<) 

Schließlich hatte auch das BundesverfassungsgerichtH die NS-Justiz als .. Terror­
rechtsprechung" und .. Unrechts-Rechtsprechung" qualifiziert. Nachdem es mit 
allen Gerichrszweigen VOll der Finanz- über die Disziplinar- und Verwalrungsge­
richtsbarkeit bis zur Zivj[-. Straf- und Militärstrafgerichtsbarkeit abgerechnet hane, 
kam es zu dem Urteil: 

.. Überall eritt zut:lge, daß die Richter es für ihre Pflicht hielten. jeweils anzuwendende Bestim­
mungen ganz im Sinne der allgemeinen Zielsetzungen des Nltionalsozialismus - und das hieß: 
über das vom Wortlaut zwingend Geforderte hinaus - auszulegen und a.nzuwenden~. 

Allerdings waren die Verdikte des BGH meise in sogenannten »Denunzianten pro­
zessen« oder gegen andere Angeklagte, die nicht Berufsrichter waren, ergangen. Bei 
richterlichen AngekJagten hatte der BGH eher Verständnis fü( die ~schwierige Sirua­
cion~ der damaligen Rjchter aufgebracht und festgestellt, »daß ein Staatswesen in 
Zeiten höchster kriegerischer und politischer (!) Gefahr Gerichte waleen läßc, die 

)7 OCHS, l, "7 - Fr;cdr;ch, S· 1B~. 

~8 Fricdrj,h, S. >4 und S. H . 
~9 A. a. 0., S. 48. 
40 Uno v. 7. ". '948'" Friedrich , S. '50. 
4' BGHS, 10, Joo/J01. 
4' BGHS, J, 110. 
4; BGHSr 9, ~Ol. 
44 In semem ~wei(eo 'Jler-Uneil vom '9'" '917. BVerfG 6. IJl (,aJ)' 
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sachlich mit größter Strenge zu arbeiten haben und weitgehende Verfahrensfreihei­
ten genießen ... H 

J. Der Volksgerichtshof - ein »unabhängiges Gericht" 

Das spektakulärste Rechcsbeugungsverfahren belIal den nach Freisler meistbeschäf­
tigten Richter des nationalsozialistischen Volksgericheshofs, den Karnmergerichtsrat 
Hans-Joachim Rehse<6 . 

Rehses Namenszug .rogen mindestens 131 Todesurreile des VGH, davon etliche wegen 
-absichtlichen Abhöre.ns ausländischer Sender« und »Führens defaitistischer Reden« (§§ ! und 
2 der VO über außerordentliche Rundfunkmaßnahmen und § I der Kriegssonderstrafrechts­
verordnung). Rehse war 1919 Ermitdungsrichter beim VGH und 1941 Beisitzer des I. Freisler­
SenatS geworden, dem er bis zum Ende des Krieges angehörte. Die Sta.atsanwaltschaft Mün­
chen hanf im Mai 1961 bereits ein Ennituungsverfahren gegen ihn wegen eines Todesurteils 
gegen einen Priester mit der lapidaren Begründung eingesteHt, Rehse könne nicht nachgewiesen 
werden, daß er mit bestimmtem Vorsatz ein Verbrechen wider das Leben begangen habe. Nach 
Erscheinen einer umfangreichen Dokumentation übcr die Verfolgung von Priestern im Dritten 
Reich, in der allein 15 Todesurteile mit Rehses Unterschrift dokumemien sind, nahm die 
StaatsaDwaitschah Berlin die Ermiulungen unter anderem gegen Rehse wieder auf und erhob 
1967 gegen ihn Anklage wegen Mordes und versuchten Mordes. Sie beschränkte sich dabei 3uf 
einige ganz eklatantc VerJetzu ngen der damals gehenden Gesetze (insbesondere solche, in 
denen der Begriff .Öffentlichkeit« des § 5 KSSVO auch nur auf eine Person angewandt 
wurde). 

Das Landgericht Berlin verurteilte Rehse am 3.7. 196747 wegen Beihilfe zum Mord 
in drei FäUen und Beihilfe zum versuchten Mord in vier Fällen zu fünf Jahren 
Zuchthaus. 
Die Einstufung von NS-Tätem als Gehilfen war damals, vor Inkrafmeten des § 50 
Abs. 1 StGB, durchaus üblich. Wie in verschiedenen Urteilen über andere NS­
Gewaltverbrecher als Täter Hitler, Himmler und Heydrich genannt wurden, hieß es 
in dem Urteil, Freisler sei der eigentliche Täter gewesen. Er übte auf den Senat »einen 
beherrschenden Einfluß aus", und der Angeklagte »unterließ jede Kritik an Freisler 
und ordnete sich seiner Autorität unter« . Eventuelle Rechtsbeugungen Rehses waren 
verjährt, die Feststellung, daß der Angeklagte »in sieben Fällen vorsäc:zlich das Recht 
gebeugl~ habe, traf das Gericht lediglich, um die Grundsätze über die beschränkte 
Haftbarkeit von Richtem l ! nicht anwenden zu müssen. Allein, die extensive Ausle­
gung des Begriffs "Öffenrlichkeit" in § 5 Abs. I Nr. I KSSVO mochte das Gericht 
Rehse nicht anlasten, so härten schließlich auch das Reichsgericht und das Rcichs­
kriegsgericht den Begriff verwandt. Entsprechend Radbruchs Satz, daß Rechtsblind­
heit den Vorsatz der Rechtsbeugung nicht ausschließen könne, den auch der 
OGHBZ seiner Rechtsprechung zugrunde gelegt hane, meinte das Gericht, es sei ein 
Unterscb..ied, »ob ein Richter im Einzelfall über die c.acsächliche Würdigung eines 
Sachverhalts oder die Auslegung eines Gesetzes irrt, oder ob er in einer Verblendung 
über einen langen Zeitraum hinweg rechtsfremde Ziele zu verwirklichen erachtet«, 
denn sonst müßte man genausogut Freisler freisprechen, wenn ihm die Rechtsblind­
hcir ebenfalls nicht widerlegt werden kÖnnte.1~ 
Auf die Revisionen der Staatsanwaltschaft und Rehses hatte am )0. April 1968 der 
5. Strafsenat des BGH, dem wir die klarsten Worte zu Hiders Terrorjustiz verdan-

~s BGHSt 1. '7) (Hu"p~nkoth~n-Prozeß) = Friedrich. S. 201 H. 
46 VgJ. die 01rSlellullg de! F.\I!~s in OR.iZ '967.96, '50, )90; vgl. die Analyse von Frankcnberg/Müller, 

Juristische Vcrgangenheitsbew:ilugung. Der Volksgerichuhof vorm BGH, KJ '98), '41 ff. 
~7 Frie<!rich, S. 4S8. 
48 BGHS. 10, ~94 . 

49 Un. v. }. 7. '967'" ORiZ '967, }90" Friedrich, $. 4S8. 
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1JO ken, über den Fall LU el1tscheiden .1o Eine besondere Rolle hat er dabei der Frage 
eingeräumt, ob richterliche Beisitzer als Mittäter oder nur als Gehilfen der Rechts­
beugung eines Vorsitzenden anzusehen seien. Der BGH hat nicht, wie das er:stin­
stanzliehe Gericht, Beihilfe angenommen. sondern - unter Hinweis auf den auch 
damals Uedenfalls formell) gültigen § I GVG - Mittäterschaft. Die Begründung 
dafür, auch ein VGH-Richter sei .bei der Abstimmung nach dem auch damals gel­
tenden Gesetz. unabhängig, gleichberechtigt, nur dem Gesetz unrerworfen und sei­
nem Gewissen verantwortlich" gewesen und h.ätte "allein der eigenen Rechtsüber­
zeugung zu folgen« gehabt, lud zu Mißver:scändnissen geradezu ein, und dem BGH 
wurde deswegen auch offen oder versteckt unterstellt. er habe den Votksgerichtsbo! 
rehabilitieren wollen.!' 
Was bei oberflächlicher Betrachtung wie eine späte Rechtfertigung des Volksge­
richtshofs aussah, sollte jedoch nur dazu dienen. klarzustellen. daß der angeklagte 

Richter (Mit-)Täter und nicl-lt bloßer Gehilfe sei. Diese Feststellung hatte im Zusam­
menhang mit der Auffassung des BGH, daß Mord etn eigenständiges Delikt und 
nicht nur eine modifizierte Form des Totschlags sei. zur Folge. daß die täterbezo­
genen Merkmale, die die Tötung zum Mord qualifizieren - insbesondere die nie­
deren Motive - (die beim Vorsitzenden Freisler ohoe lange Erörterungen bejaht 
wurden). dem angeklagten Beisitzer hätten nachgewiesen werden müssen. Obwohl 
das Schwurgericht detailliert begründet hatte, in welchem Zusammenhang es von 
.Rechtsblindheit« redete. sah der BGH hier "Unklarheiten und Wider:sprüche«; 

Rechtsblindheit und Verblendung schienen ihm. "im üblichen Sinne verstanden. mit 
dem Vorsatz der Rechrsbeugung nicht vereinbar«. Mit der unverhüllten Empfehlung 
freizusprechen verwies er die Sache an das Landgericht Berlin zurück . 
Dessen Urteil vom 6. Dezember [968l' war tatsächlich ein Freispruch nicht nur für 
Rehse. sondern auch für die gesamte NS-Justi"l: 

D:lS Gericht hane nicht feststellen können, .daß der damalige Angeklagte Dr. MetzgerS) in 
einer seine RcchtSstCUung einschr-änkende.n Weise in der Veneidigung behindert wurde ... 
Auch in materieller Bez.iehung ist dem Angeklagten eine Rechtsbeugung nicht nachzuwei­
sen ... § 9Jb StGB und § 5 KSSVO entspringen dem Recht eines jeden Staates, in Zeiten 
getihrlicher Bedrängnis von außen seinen Bestand im Innem durch h3fie Kriegsgesene zu 
sichern ... Die Anwendung des § 9tb 5tGB ... hielt sich im Rahmen vertretbarer Gesetzes· 
auslegung ... , dem Angeklagten (war) nichl nachzuweisen ... , daß er sich bei seinen Entschei-
dungen von s.achfremden Erwägungen hat leiten lassen ... Mithin w~r der Angeklagte freizu­
sprechen ... 

Zum Skandal wurde das Urteil weniger durch die Ausführungen über den Ange­
klagten als vielmehr durch die vorgenommene Bewertung der NS-Justlz: " ... denn 
nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs ... handelte es sich bei dem VGH 
um ein unabhängiges. nur dem Gesetz unterworfenes Gericht im Sinne des § I 

GVG«. Das hatte der BGH zwar nie behauptet, sondern nur, daß es Rehses Pflicht 

gewesen wäre. ~allein der eigenen Rechtsüber"eugung z.u folgen«; über »irgendweI­
che tatsächlichen Verhältnisse .. wollte er gar nichts sagen, aber er hatte es sich mit 
einem pauschalen Hinweis auf § , GVG sehr leicht gemacht und damit das Mißver­
ständnis provoziert. Ob diese Vorschrift überhaupt auf den VGH anwendbar war, 

ist nämlich zumindest fraglich . 

\0 BGH. Urt. v. 30. 4. 1968,. NJW '968, 1°39 mit Anm. Begem.tru), NJW '968, 2J47 und Steinle<:hnu, 
NJW '968, '790 i.; vgl. Frankeobe,g/MüUer, a.. a. O . (Fn . <16), '57. 

1'. Das Mißverst:.ndni, 1'1.1 sic.h bis in unsere Tage erh~hen; vgl. den offenen Brid von 30 Prokssorcn an 
den JuS(i~scnOlor und den Gencr:Usuatslnw,.h B"li" in der Fr>nkfurter Rundschau v . ... l. 1980. 

51 Das Urteil in ungckün, bei Friedric.h, S. 46) 11. wiedergcgebm. 
jJ Vgl. duu den Fall Inng.rt, in dem gerade auch d>.< VGH-Vcrhhren gegen den raler Dr. Metzger die 

zontrale RoUe spielte (BG HSt 9, )02 = Friedrich S. 4lJ). 
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Bereits nach Inkrafttreten des »Gesetzes zur Wiederherstellung des Berufsbeamten­
tums~!\ das ganz erheblich in die Rechtsstellung des Richters eingriff, hatte eine Flut 
von Literatur zur richterlichen Unabhängigkeit eingesetzt, die begründete, warum 
unter diesem Begriff ",eTWas ganz anderes«S5 zu verstehen sei als bisher, daß ihr im 
"Interesse einer einheitlichen Staatsführung gewisse Grenzen gesetzt werden müs­
sen"s6 und daß man sich kJar darüber sein müsse, -daß die RegellIon der allgemeinen 
Bindung des Richters an das Gesetz heute etwas anderes besagt als früher«57, nämlich 
"gesinnungsmäßige Übereinsummung des Fühlens und Wollens aller Rechtsgenos­
sen«18 und »Bindung an die leitenden Grundsätze des Führerstaates,,59, wodurch­
wie es in den »Richterbriefen« hieß - >, der Richter der unmittelbare Gehilfe des 
Staates,,60 wurde. Zweifelhaft war die Fongeltung des § ( GVG zumindesl nach dem 
26. 4. 1942, als Hitler aus Verärgerung über die Behandlung des Falles Schlin6

' seine 
Juristenschelte mit der Drohung schloß: "Ich werde von jetzt ab in diesen Fällen 
eingreifen und Richter, die ersichtlich das Gebot der Stunde nicht erkennen, ihres 
Amtes entheben!« und der Reichstag darauf eilfertig mit Geselzeskraft beschlossen 
hatte: 

.Dcr Führer muß, ohne an bestehende RechLSvorsehriften gebunden zu sein, in seiner Eigen-
schaft ... als oberster Gerichtsherr jederzeit in der Lage sein, nötigenfalls jedem DeuLSchen, sei 
er auch ... Richtcr mit allen ihm geeignet erscheinenden MiueJn zur Erfüllung seiner Pflichcen 
an2uhalten und bei Verletzung dieser Pflichten nach gewissenhafter Prüfung ohne Rücksicht 
auf sogenannte woh/erworbene Rechte mit der ihm gebührenden Sühne zu belegen und ihn im 
besonderen ohnc Einleitung vorgeschriebener Verfahren aus seinem Amt, seinem Rang und 
seiner SteUung 2U entf~men • . 6J 

Dieses ,.Gesetz« schJoß - wie Steinlechoer io seiner Kritik des Rehse-Urteils6, richtig 
anmerkt - die Fortgeltung des § 1 GVG aus. 
Mit dem Rehse-Urteil war die justizielle Behandlung der NS-Justiz abgeschlossen. 
Zwar hatte die Staatsanwaltschaft dagegen Revision eingelegt, bevor es zu einer 
erneuten Verhandlung kam, verstarb Rehse. 
Ein anderes großes Rechtsbeugungsverfahren6.1 wurde, nachdem der BGH 1970 die 
Veruneilung zu 3 Jahren Freiheitsstrafe aufgenoben hane61 , wegen Verhandlungs­
unfähigkeit der Angeklagten 1976 endgültig eingestellt. Den inzwischen auch schon 
seit 5 Jahren in Berlin laufenden Ermittlungsverfahren gegen die 52 noch lebenden 
ehemaligen Mitglieder des Volksgerichtshofs wird vermutlich kein anderes Schicksal 
beschieden sein.M 

14 Vom 7· 4· '9JJ (RGBI. I. '75) · 
55 Henkel, Die Unabhängigkeil des ltichlc("S in ibmtl n~uen Sinngehul. H1mhurg '9H· 
56 Kern, Gren;un ricb",rJicher Un,bhängigkeit. ARS!' Bd. XXVIIJ. S. lOI f. 
f7 Erik WoU. D~. R"hLSjd •• 1 d .. n.tionalsozialismchen SLmes, ARS!> Bd. XXVnl, 349. 
SS Wolf, •. a. 0 .• }p. 
S9 Rohling. DJZ 19l1. Sp. 'H8. 
&, RichLerbrief Nr. I, zit. n. Bob.r.ch (Hrg.), ltiehterbcid. ('97S). S. 6. 
61 Vgl. Mo,,,,r. Uruchuldig v~[lJrtcill (1961), S. 140 ff. sowie Radbrueh, SJZ '948,60. 
62 RGBI. I. '47. 
6) NJW '968, 1791. 
64 Gegen die BelSiu.~r des Nurnbcrger SondergerichLSvorsitzenden Roth.ug. der bor.i .. im Nürnberger 

)u(isr~nl'roz<a verun.ölt worden W:>J" ~ Friedricn, $. >74 ff. 
6~ BGH NJW 7', 171. 
66 VgJ. v . Fddmann, KJ '98), }o6 ff.; vOn den ur<priillglieh 6) Bescbuldigten .iod offenbar nur noch p 

iihrigschli<heo. vOn d.nen bislang 1 (zwei) VCfMfwortlich vernommen wurden (vgl. v. Feldm>.nn, 
S. } 10). 

IJ I 
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lJ2 I JJ. Dogmatik der Rechtsbeugung in der Strafrechtslehre 

Im Gefolge des Rehse-Urteils gab es eine Fülle wissenschaftlicher Veröffentlichun­

gen und kurzer Beiträge zur Rechtsbeugung.67 Während aber die Rechtsprecbung 

kasuistisch entscheiden und eine dogmatische Figur anwenden und sie wieder ver­

werfen kann, hat die Strafrechts wissenschaft damit größere Schwierigkeiten; ihr ver­

bleibt die undankbare Aufgabe, die verschiedenen, schwer miteinander zu vereinba­

renden Konstrukte in einer einheitlichen Systematik unterzubringen. 

In verschiedenen wohlmeinenden wissenschaftlichen Abhandlungen ist versucht 

worden, unter Eslwnotierung der hinter den Rechtsbeugungsurteilen stehenden 

politischen Interessen neue dogmatische Figuren zu entwickeln. Natürlich wurden, 

wie stets im Strafrecht, eine objektive. eine subjektive und verschiedene vermittelnde 

Theorien entwickelt. 

Mit akademischer Gelehrsamkeit ließen sich die manifesten Widerspruche jedoch 

nicht auflösen. Die »subjektive Theorie«, d. h. die Meinung, den Tatbestand des 

§ 336 StGB erfülle ein Richter Dur, wenn er seiner Rechtsüberzeugung zuwider­

handle68 
- wie auch immer diese beschaffen sein mag -, legte allzu offensichtlich eine 

Generalamnestie für sämtliche Richter des Drinen Reiches nahe. Da sie schon die 

Tatbestandsmäßigkeit von Unüberpcüfbarem abhängig macht, könnte nach ihr jeder 

Richter freigesprochen werden. Wenig trägt zur KlarsteIlung auch die vermittelnde 

»Pflichtverletzungslehre« bei, deren Quintessenz lautet: 

-Das l3lbestandlicbe Uruecht der Rechtsbeugung ist nacb der von uns verfochtenen Lehre in 
einer Bee.inträchtigung der Herrschaft des Rechr.s, d. b. einer Rechtsgutvcrlettung zu erblicken, 
die durch die Verletzung der spezifiscben Richterpffichc erfolgt, diese Herrschaft des Rechts zu 
bewahren und in allen dem Richter zur Enr.scheidung unterbreiteten sozialen Sachverhalten zu 
realisieren«.69 

Welche Schwierigkeiten schließlich der Versuch bereitet, für NS-Richter einen gene­

rellen Freispruch zu fordern und gleicbzeitig die Tauglichkeit des § 336 StGB noch 

für künftige Fälle zu erha]ten, wird bei Schreiber'O deurlich, der vorgibt, ~der wohl 

überwiegenden Ansicht zu(zuneigen), diejenigen, die in Kenntnis des Verstoßes 

exzessiver Unrechtsgesetze gegen den Kernbereich zivilisienen Rechts diese Gesetze 

dennoch angewandt zu haben, grundsätzlich nach § )36 StGB zu bestrafen,,7" der 

aber andererseits auch noch diejenigen straflos lassen will, »die Recht im Sinne etwa 

der NS-Ideologie ausgelegt« haben, selbst wenn diese Auslegung einen krassen 

Rechtsbruch darstellte. Dieser weit verbreiteten Tendenz, auf die »damals herr­

schenden Rechtsauffassungen" abzustellen und zu akzeptieren, "daß es bei der Beur­

teilung von Vorgängen aus der Zeit des nationalsozialistischen Regimes als verbind­

lich hinzunehmen sei, wenn nach dem Willen der damaligen Machthaber offenbare 

Rechtsbrüche für Recht zu gelten hatten«, hatte der BGH" bereits J959 eine klare 

Abfunr eneilt. Dennoch soll nach Schreiber der von Spendelll angefühn.e Wetzlarer 

Riebter »mangels Vorsatzes« straflos bleiben, der lange vor Verkündung des Blut­

schutzgesetzes (eindeutig contra legern) die Ehe zwischen einem Juden und einer 

67 BegemaJUl NJW '968, '361; Dc\lian 'ZRP 1969, j1; R.asehom NJW '969, -Hn Se.bode ZRP '971, ~4o; 
Spendel NJW '97 1, H7· 

68 Vgl. z. B. v. Weber N]W '9jO, '7~; Sars,ed •• Heinitz-Felucbrift (1977), S. 4~7. 
69 Rudolphi ZStW 81 ('970), 6\0 sowie ders., SK Anm. 11 zu § }l6. 

70 GA '97
'
, '9J If. 

71 Ebd .• >02. 

7' Ln 5CLu= zweiten Simon-Un.~ (s. o. Fn. H)' 
7J R.adbruch-c;.,dächtn~schrift ('968) S. JI4/'l'91owic LK Rdn 87,99; der Be.chluß des AG Werzlar v. 

17.6. '9H ist bei NoamlKrop .. Uuden vor Gericht, 197j, S. 61 ff.) abgedruckt. 
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Deutschen nicht zugelassen hatte. weil er eine solche Ehe »für Rassenverrat hielt«. 
»Unausweichuch" ist für Schreiber74 auch die Entscheidung des Landgerichts 
Oldenburg, einen Richter vom Vorwurf der Rechtsbeugung freizusprechen, der 
J935 die nach eindeuLigem und nie geändertem GesetLeswortlaut zulässige und 
begründete Klage eines jüdischen Viebhändlers wegen Nichtlicferung eines gekauf­
ten Pferdes mit der Begründung abgewiesen hatte: »Das Aufkaufen von Erzeugnis­
sen des deutschen Bodens durch Juden ist grundsätzlich unsittlich. da es gegen das 
Anstandsgefühl eines Nationalsozialisten verstößt, den deutschen Heimatboden und 
dessen Erzeugnisse an Juden zu verkaufen~. Das VOn Schreiber7! so benaonte 
.. Gesamt der NS-Gesetze«. auf das sich der Wetzlarer Richter angeblich berufen 
hatte. war, liest man es bei Spendel76 nach. das "höhere und natürliche Recht, wie es 
sich aus dem nationalsozialistischen Parteiprogramm. Hirlers .Mein Kampf, und 
NS-Ge:setzen« ergebe. 
Wer dergestalt für die Straflosigkeit auch noch des offensichtlichsten NS-Rechts­
beugers plädiert. muß sieb in Widerspruche verwickeln, wenn er für den § 3)6 StGB 
andererseits noch einen Anwendungsbereich finden will. Dem entgeht auch Schrei­
ber nicht. wenn er als Musterbcispiel des rechtsbeugenden Richters denjenigen 
anführt. der »seiner Entscheidung etwa ein Parteiprogramm oder Bestimmungen des 
Bodenr~hts eines anderen Staates zugrunde legt. weil diese einem entwick~!teren 
Stand des historischen Prozesses entsprechen~71, andererseits aber alle, »die Recht im 
Sinne der NS-Ideologie ausgelegt« haben. pauschal freisprechen wiU, auch wenn 
diese ~ Auslegung« in nichts anderem bestaod, als daß statt des Gesetzes ein Partei­
programm der Entscheidung zugrunde gelegt wurde. Die Lösung des Widerspruchs 
liegt offenbar darin, daß man je nach Parteiprogramm differenziert. 
Eine Rechtsbeugung läge nach Schreiber sicher auch dann vor. »wenD sich heute 
etwa in der Folge ciner erneuerten radikalen Freirechtsbewegung ein Richter vom 
positiven Recht lossagt, um - wie ihm ja teilweise empfohlen wird - nach vernünf­
tigeren Prinzipien eine bessere Kriminalpolitik zu treiben, als das Gesetz zuläßt«.78 

Unter »positivem Recht« versteht Schreiber dabei keineswegs nur die Gesetze, denn 
damit würde der Richter »zum Sklaven einer Rechtsordnung, wenn er im Sinne der 
Radbruch'schen These79 nur zu fragen hätte, )was rechtens ist und niemals auch, ob 
es gerecht sei «<. Zur Bindung an die Gesetze müßten schon die "ihnen zugrunde 
liegenden Prinzipien« hinzutreten ... ferner die in langer Tradition entwickelten ... 
Methoden der Auslegung, ... Entfaltungen und Konkretisierungen, die das Gesetz 
in der Rechtsprechung erfahren hat, und schließlich . . . das herrschende Sozial­
etbos .. 110 0). 
Man muß schon genau hinsehen. welUl man die Nuancen erfassen will: Da wird 
mehrmals vor einer »neuen FreireclHSbewegung« gewarnt und gleichzeüig der Rich­
ter nicht aufs Gesetz, sondern auf das ~he.rrschende Sozialethos« festgelegt: Unab­
hängig vom Inhalt des Bundesgesetzblattes kommt es dann nur noch darauf an, ob 
ein Richter dem konservativen Grundkonsens der Justiz folgt oder nicht. Wird 
nämlich explizit nicbt das Gesetz. sondern »das in Anwendung befindliche und in 
dieser Anwendung sich wandelnde Rechh8

' zur Grundlage der Rechtsbeugungs-

71 A. a. 0 .. S. 103 (Fo. ;0). 
7$ A .•. O. (Fn. 70) . 
76 Radbruch-Ged~cbtn.isschril( S. ) '4. 
77 GA J 97>, 10,. 

78 .Ebd.. 5. 101. 

79 Radbruch, Grundzüge der RechuphilosoplU., L Aufl. '9' 4. S. ,8>. 
10 A. a. 0., S. ~Ol (Fn. 77). 
8, A. a. O . (Fn. 77). 
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134 bestrafung gemacht, so ist allein entscheidend, ob der Richter im Einklang mit den 
herrschenden Gewalten handelt. Sollte er, wo sich Divergenzen zwischen Gesetzes­
wortlaut und »herrschender Meinung« ergeben, sich für das Gesetz entscheiden, so 
verstößt er nach Schreibers Auffassung bereits gegen das " positive Recht«. Unmiß­
verständlich ist schließlich die Warnuog in der prophezeienden Bemerkung, »ange­
sichts der möglichen Verscärkung freirechdicher Strömungen mag das von größerer 
Bedeutung werden« .R. 

I. irrtum und Rechtsblindheit 

Da sich kein NS-Richter ausdrücklich auf einen ,.Irrrum« berief (es sei denn auf den 
historischen) haben auch alle Erörterungen der verschiedenen Irrrumsiehrcn in die­
sem Zusammenhang allenfalls akademischen Wert. Der un- his mißverständliche 
Passus des BGH-Urteils zum Fall Rehse, daß "Rechtsblindheit und Verblendung« 
mit dem Vorsatz der Rechtsbeugung nicht vereinbar erscheinen, lenkt auf eine fal­
sche Fährte, der Rechtsprechung und -lehre auch weitgehend gefolgt sind. Rad­
bruch, dessen Stichworte zur Rechtsbeugung man so begierig aufgenommen hatte, 
drang mit seiner Einschränkung, daß »solche Rechtsblindheit ... den Vorsatz nicht 
auszuschJießen« vermöge, uotz beschwörender Appelle ( .. SoUte wirklich das deut­
sche Volk einschließlich der Täter so von allen guten Geistern verlassen geweseo 
sein, daß ihm . . . gar nie der Gedanke gekommen wäre, daß es sich hier trotz des 
gesetzesgleichen FübrerbefehJs um gesetzliches Unrecht handelce?«)8J überhaupt 
nicht durch. 
Bei allen Richterfreispriichen führte weniger die Vorsatzkonstruktion selbst als viel­
mehr die Pr;uis der Gerichte, bei sogenannter Rechtsblindheit den Vorsatz des 
Täters zu verneinen, zum Freispruch. Liegt schon im Zugeständnis der» Verblen­
dung .. ein großes Entgegenkommen, schließlich ist sie nichts anderes als fehlgeleite­
ter Fanatismus, der in anderem Zusammenhang unter niedere Motive subsumiert 
würde - so ist der Ausdruck ~RechtsbLindheit« vielschichtig und unkl.1r. 
Versteht man ihn als »Blindheit~ innerhalb des Rechts, dergestalt, daß sich der 
»rechcsblinde« Richter in bestimmte juristische Gedankengänge verrannt hätte, so 
mag solche .RechtsbLindheit« den Rechtsbeugungsvorsatz ausschließen; .dolus 
evenrualis reicht noch nicht einmal aus, den rechtsblinden Richter zu erf.assen~.s. 
Um diese Art von "Rcchtsblindheit" ging es jedoch in keinem Fall eines angeklagten 
NS-Richters . »Blindheit(t war es genau genommen gar nicht, denn der Rechtsbruch 
geschah - soweit die Urteilsbegründungen Aufschluß über Beweggründe des 
Gericl1lS geben - sehenden Auges. Einer der Richter, die Schreiber »mangels Vor­
satzes« straffrei ausgehen lassen will, hat seinerzeit detailliert begründer, warum er 
die Eintragung der Ehe verweigerte. 81 Da ist viel von »schädigenden Einflüssen 
artfremder Rassen«, der ,. Wiedererst.1rkung der deutschen Seele« und .. den Grund­
lagen der nationalsozialistischen Weltanschauung« die Rede, wenig dagegen vom 
Recht. Zwar führt der Beschluß aus, daß »grundlegende Gesetze« des NS-Staates 
»von der Einsicht in die seelisch und körperlich schädigenden Wirkungen der Blut­
mischung« durchdrungen seien, aber auf diese Gesetze wird die Entscheidung nicht 
gestützt. Der Richter räumr ein, »daß die bestehenden gesetzlichen Bestimmungen 
die Eheschließung nicht verbieten«, aber .dieser formal-gesetzliche Zustand" sei 

B> A . ~. 0 .• S. 108 (Fn. 77). 
8) SJZ '947,634' 
84 M.urach-Schroedor, S(~ruh, BT, Bd . 1, S. '95 . 
Ss Beschluß d •• AG W.warv. 17. 6. J9JS (5. Fn.7) . 
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irrelevant gegenüber ,.dem gesamten amtlichen und halbamtlichen Schrifttum des 
Staates und der NSDAP,,; die Berufung auf den Gesetzeswonlaut entspringe dage­
gen »rypisch jüdisch-liberalistischem Moral- und Rechrsdenken« .'6 
Mag sein, daß Richter, die so entschieden, »verblendet" waren. »rechtsblind~ waren 

sie jedoch nicht. Die Ausführungen in verschiedenen Unrechtsuneilen erweisen sie 
als Überzeugungstäter. die ihre Motive für die Rechtsbeugung in den Gründen ihrer 
Entscheidungen oEr detailliert dargelegt haben und deren Vorsatz. das Recht zu 
beugen, damit offen belegt ist. Ihre Überzeugungstäterscha(c mag ihnen scbuldmin­

dernd zugrunde gehalten werden. ihnen deswegen den Vorsatz abzusprechen, hieße 
jedoch, bei jedem Tatmotiv von vornherein den Vorsatz zu verneinen. 

Soweit ersichtlich hat es auch keinem anderen angekJagten N$-Gewalcverbrecher 
genut2.t, sich darauf herauszureden, er sei begeistener Nationalsozialist, Rassenfa­

natiker o. ä. gewesen. Das hätte in den Augen des Gerichts auch nicht sein 
"Unrechtsbewußtsein« ausgeschlossen, im Gegenteil sein Handeln zum Mord qua­
lifizien. denn daß auch politische Motive »niedrig« im Sinne des § ~ 11 5tGB sein 
können. hat der BGH bei Tötung aus Rassenhaß ausdrücklich anerkannt.87 

2. Der Vorsatz der Rechtsbeugung 

Für die Strafbarkeit der Rechcsbeugung bewußtes Handeln (dolus direcrus) zu for­
dern, ist keine Erfinduog der Nachkriegszeit. Sämtliche älteren Gesetze und Ent­

würfe enmalten Hinweise auf den direkten Vorsatz. 50 hieß es im § 3'4 des Preu­
ßischen StGB »vorsätzlich, zur Begünstigung oder Benachteiligung einer Panei~, 
was instrumentelles, finales Handeln voraussetzt. Der Entwurf der Strafrechtskom­

mission von '9'3 wollte den Richter strafen, »der wissentlich das Recht beugt«. der 
E 1919 denjenigen, der "in der Absicht einen Beteiligten zu begünstigen oder zu 
benachteiligen, wissentlich das Recht beugt« (§ 17'); wongleicb fordere § 11.6 des E 

1925 den direkten Vorsatz, und die Entwürfe von 1960 und 1962 sehen eine Strafe 
nur für den Richter vor, der •• absichtlich oder wissentlich. Rechtsbeugung begeht. i8 

Auch ohne daß § 336 StGB eine dolus-direcrus-Formel enthiele, war man sich lange 

einig, daß er ein "Absichtsdelikt« beschreibe, weil der direkte VorsatZ aus der 
»Eigenare des DeliktS« folge. auch wenn er »tltbestandlich Dicht ausdrücklich ver­
langt wird ... s, Dieser Konsens, gegen den nur sehr selten opponiere wurde, geriet 

jedoch ins WankeD, je mehr die Rechtsprechung den direkten Vorsatz strapazierte 
und auch dem naz.istisch fanatisierteD Terrorrichter noch großzügig fehlendes 
Unrechtsbewußcsein zubilligte. 
Vorherrschend war denn auch in den kritiscben Stimmen zum Rebse-Urteil die 
Forderung, im Rechtsbeugungsverfahren die gesetzlich vorgesehene Vorsatzfonn 
aozuwenden, den Selbstschutz »contra legern .. aufzugeben?", das »selbst geschaffene 
Standesprivilega9' zu beseitigen uod endlich das Wort »vorsätzlich" in § 336 StGB 
»nach den Regeln der allgemeinen Dogmatik«?' auszulegen. Dabei wurde meist -
genau wie in der kritisienen Rechtsprechung - kein Unterschied zwischen" Verblen­
dung« bzw. ,.,Rechcsblindheit« und Vorsat2.form gemacht : "Freisler und andere NS­
Richter glaubten lediglich, sich aus Gründen der Staatsräson ... über diese Beden-

86 A .•. 0 .• S. 61. 
87 BGHS, ,8, 17. 
88 Vgl. die Da .. 'cUu"g der verschiedenen En,würfe b.i L MilU.r NJW '980, 'J9L 
89 AlsbergJW '9U, 1026. 
90 Seebode, Das Vubrochen der Rechubeugung (1969) sowie de~ . ZRP '?n. '40. 
9' Hirsch ZSIW h. H6, der an Seebodes Vorschlagen freilich hUte K.ri,ik üb!. 
9' Rasehom NJW 1969. 459. vgl. lUd. Del!ian ZRP '969. SI· 
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IJ6 ken hinwegzusetzen . Damit fehlte zwar der direbe Vors:tC7., wohl aber war der 
Evenlualvorsatz vorbanden«.9l 
In diesem undifferenzierten Chor waren bedächtige Stimmen selten. So hat z. B. 
Spendcl9' verschiedenclich die automatische Folgerung mancher Gerichte. wenn der 
Richter fanatischer Nazi war, sei ihm der Rechtsbeugungsvorsatz mcht nachzuwei­
sen, ltricisiert, die Rechcsblindheit vom (vorsatzausschließenden) Tatbestandsirrtum 
unterschieden und sie, soweit sie überhaupt auf Irnum beruhte, als bloßen »Sub­
sumtionsu-rtum« eingesruft. Aber nur wenige Autoren haben gesehen, daß die Ver­
urteilung Rehses nicht an der Vorsatzfrage gescheitert ist. sondern an der Großzü­
gigkeit. mie der BGH und LG Berlin, wie schon verschiedene Gerichte zuvor, den 
Vors au ausschlossen. weil der Richter behauptete, das damalige Uneil für richtig 
gehalten zu haben. Am naheliegendsten wäre es gewesen. mit Lewald9! z.wischen 
»Rechtsblilldheit und politischer Verblendung, die zum Mißbrauch des RechtS für 
rein politische Zwecke treibt« zu unterscheiden, wie es in der Nachkriegszeit auch 
schon das OGHBZ,6 und das OLG Frankiurt9' getan haben. Zu einer derartig 
differenziereen Betrachrungsweise, die ebenso die Bewältigung offenbaren Richter­
unrechts wie auch die Sicherung der richterliche.11 Unabbängigkeit gewährleistet 
hätte, war man teils nicht bereit,' teils nicht in der Lage. Dellian fand es »einfach 
indiskutabel«98, daß Richter sicn dermaßen selbst privilegierten. Seebode prangene 
Pläne, den direkten Vorsatz nun auch noch ins Gesetz zu scnreiben (und damit zu 
verewigen) als "versteckte St.rafrechrsreform~99 an, und ein offensichtlich fortschritt­
lich orientiertes ,.Aktionskomitee J usuzreform« war der Auffassung. der T :ttbesc.and 
der Rechtsbeugung dien(e) der Stärkung der richterlichen Verantwortung und müsse 
daher häufiger angewandt werden. '00 

Nachdem klar war, daß die westdeutsche Justiz das Kapitel NS-Justiz mit dem Fall 
Rehse für abgeschlossen hielt, widersetzte sich der Rechtsausschuß des Bundestages 
dem Plan der Bundesregierung, anläß!ich der (rein formellen) Umstellung etlicher 
Gesetzesvorschrifte.n mit dem EGGVG'o" in den §§ 3)6 $rGB die Wörter »absicht­
lich oder wissentlich« einz.ufijge.n . Er vertrat die Auffassung, daß »eine uuveränderte 
Beibehaltung des bisherigen WOrtlauts automatisch zu einer entsprechenden Aus­
weitung des subjektiven Tatbestands führen« '0' müsse. Unklar ist freilich, wie er zu 
dieser Meinung kam, schließlich hatte man seit jeher, auch ohne daß der Tatbestand 
etwas dafür hergab, und trotz der allgemeinen Auffassung, "daß der bedingte Vor­
satz überall da ausreiche, wo nicht durch die Fassung des Gesetzeswonlallts der 
bestimmte Vorsatz oder gar absichtliches Handeln vorausgesetzt wird« '01, bei der 
Rechtsbeugung das Erfordernis des direkten Vorsatzes aus der Spezifik des Tatbe­
standes abgeleitet. 
Über die Motive des Rechtsausschusses für seine Entscheidung läßt sich nur speku­
lieren. Verblüffend ist aber, mit welcner Einhelligkeit der neuen Auffassung gefolgt 

93 R.ueborn. ebd. 
94 Zur Problematik der Redllsbeugung, Radbruch-GMäcblIl;nchrift ('968) S. JU ff.; ders . NJW 197' 

s. 137 ff. und die bislang wobl die griindlich .. e Behandlung der RecblSbeugungJprobltmatik in Spc.ndel< 
Kommentierung des S H6 StGB in LK 10. Auf!. (198.). 

95 NJW 1969.459; vgJ. ,uch Spende!, LK ltdn. 95 ff. 
96 S. o. Fn. 11. 

97 S. o. Fn. 17. 
98 ZRP 1969. 51. 
99 ZRP 1971. '\,. 

'00 Vgl. R:J.Sehom NJW 1969. 419. 
JOI Vom 1. 3· 1974 (aG BI. r. 469). 
'02 BT-Dn 7/J .6,. S. H. 

IO} BGHS, I. ''lI ('46) = NJW '954.43 8. 
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wurde. Von wenigen warnenden Stimmen'''< abgesehen ist nunmehr der herrschen­
den Meinung klar, daß auch die mit bedingtem Vorsatz begangene Rechtsbeugung 
bestraft werden müsse. Meist wird sogar mit der Bezeichnung des Meinungsum­
schwungs als »Gesetzesänderung« der Eindruck erweckt, als sei nunmehr der Geset­
zcswortlaut als zwingende Handlungsmaxime richterlicher Entscheidung geändert 
worden. Strittig ist zwar noch, ob das Richterprivileg - der Grundsatz, daß ein 
Richter wegen einer durch das Urteil begangenen Freiheitsberaubung und der Belei­
digung nur strafbar sei, wenn ihm gleichzeitig auch eine Rechtsbeugung vorzuwer­
fen ist - bei dieser neuen Regel noch Bestand habe oder nicht. Cramer'OI und 
Krause 106 meinen, es sei endaJlen, Maurach/Schröder,07 sind der Auffassung, daß es 
wei~ergelte, verschiedene Autoren erwähnen es nicht einmal mehr. 
Hane Seebode'os noch [973 seinen Vorschlag, den Rechtsbeugungsvorsatz zu sen­
ken, damit verteidigt, kein vernünftiger Mensch deDke daran, dem Richter, der die 
Möglichkeit eines Fehlurteils erkenne und trotzdem entscheide, weil er doch schließ­
lich ein Urteil fallen müsse, als Rechtsbeuger zu bestrafen, heißt es heute bereits, es 
genüge, »wenn der Täter zumindest mit einer falschen, für eine der Parteien des 
Rechtsstreits nachteiligen - somit die Angriffsparcei begünstigenden - Rechtsanwen­
dung rechnen und diese für möglich halten mußte und dies willensmäßig gebilligt 
hat«; *im Gegensatz zur alten Fassung« soll subjektiv »weder sicheres Wissen um 
die falsche Rechtsanwendung bzw. die Nachteile für eine Panei noch gar eine ent­
sprechende Absicht oder Motivauon erforderlich« '''9 sein. Mit anderen Wonen : Auf 
"Vorsatz. im klassischen Sinne, Wissen und Wollen wird verzichtet; die falsche 
Rechtsanwendung indiziert ihn, und wenn der Richter zwar eine richtige Entschei­
dung fällt, aber seiner Sache nicht ganz sicher ist und an der Richtigkeit zweifelt, ist 
nach Cramer »in aller Regel dolus evenrualis und damit strafbarer Versuch der 
Rechtsbeugung« "0 gegeben. Hier hat sich ein erstaunlicher Umschwung von der 
höchsten zur niedrigsten Vorsatzstufe vollzogen. 

IV. »RechlSbeugung~ durch kritische Ricbter? 

I. Bei Beleidigung Rechtsradikaler kein Richterprivileg 

Tm Herbst 1978 wurde in Osnabrück ein Postbeamter, der bei einer NPD-Demonstrauon 
einen Besenstiel mitgefühn hatte, wegen Mitführens einer Waffe bei einem öffentlichen Umzug 
nach den §§ 1 Abs. }, 27 des Versammlungsgesetzes zu einer GeldstnIe Von 30 Tagessätzen zu 
je 40 DM veruneih. Der Angeklagte hane behauptet, der Stock sei ihm im Verlaufe der 
Demonstration von einer Frau, vermutlich einer US-AgeDlin. in die Hand gedruckl worden. 
Das 'Gericht hielt diese Einlassung für wenig wahrscheinlich, denn es el\upreche allgemeiner 
Erfahrung. daß . Zivilcourage und Bekennermut. nicht gerade Sache eines »rechten Extremi­
sten bürgerlicher Provenienz. seien und daß >solche rechuextremistischen Verstiegenhciten in 
aller Regel das Ergebnis einer pathologischen Diskrepanz zwlschen der verdrängten Selbst-

!04 Krause N)W '977. 181/.; I. Müller NJW 1.980, 1390ff.; Drd\trrrröndie. S,GB ~J. Aun., Rdn. 6 zu 
~ 336. 

tOs S~hönlu:lSchröder/Cram.r Anm. 7 zu § lJ6. 
106 NJW 1977.286. 
107 Maurocb/SchrÖdcr. BT Bd. 2, S. 191 . 
108 ZRP 1973.24°. 
'09 Geerds. Recbuguucb,en in s.achen Fescr vOm 18. Mai 198}, S. 16 •• bgedruckl in : Rechlsbeugung a.m 

Arbeiuge-richL? Haben die Arbe.tsgerichle Sdili.C~i,e1 Eine Dokumentation, Firn. D. J. s. '2 I ff. (! 36); 
vgl. R. Erd, Hoechsr AG gegen Arbeil$gericbt Frankfurt an> Main. KJ '984, Si ff. 

110 Schönk.ISchroderICram.er. Rdn. 7. 
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1J8 w:lhrnehmung e.iner kleinkarierten Persönlichkeit und politischem Größenwahn.: darstellen. 
Von diesen Sätzen fühhe sich der Angeklagte beleidigt. Auf Anklage der SuauanwalLSChlft 
lehnte das Amtsgericht Osnabruck zwar zunächst die Eröffnung des Hauprverfahrens ab, das 
Landgericht eröffnete jedoch. 

Das Amtsgericht stützte sein Urteil auf das in den letzten 30 Jahren entwickelte 
Richterprivileg, insbesondere auf die Grundsät1.e des BGH-Urteils im Verfahren 
gegen Ono und Simon, in dem es hieß, die Beschränkung der Strafrechtlichen Ver­
antwonlichkeit des Richters nach § )36 ScGB bilde »ein Teilstück in der Sicherung 
der richterlichen Unabhängigkeit«. Folgerichtig prüft es nur noch, ob die Urteilspas­
sage im Zusammenhang mit der richterlichen Tätigkeit stand, bejahte diese Frage 
und sprach den Richter frci.' 11 

Die Staatsanwaltschaft ging in die Revision"', die sie kurz damit begründete, daß 
jeder Art von Richterprivileg »nach der Neufassung des § 336 StGB der Boden 
entzogen" sei. Das OLG Oldenburg"} hob am 3. Dezember t980 das freisprechende 
Urteil auf. Dabei ließ es nur scheinbar offen, ob die zitierte BGH-Entschcidung 
"durch die zwischenzeitliehe Änderung des § 336 möglicherweise überholt iSt q , 

denn es unterschied hinsichtlich der Sperrwirkung des § 336 StGB zwischen den 
»Auswirkungen« des Urteils und seinem Text. Möge die Sperrwirkung verhindern, 
daß der Richter wegen der Auswirkungen des Urteils (1. . B. Freiheitsberaubung) zu 
belangen sei, auf den Wortlaut der Urteilsgründe ersrrecke sich dieser Schutz jedoch 
nicht. Daß das Gericht in Wirklichkeit davoD ausgeht, daß die Sperrwirkung (das 
Ricbterprivileg) nicht mehr gelte, offenbaren seine Ausführungen zur richterlieben 
Unabhängigkeit: 

- Auch die strafrechtliche Verfolgung eines Richters ... wird durch den Grundsatz der Unab­
hlngigkeit nur in dem Umfange ausgesch.lossen, in dem die Strafverfolgung selbst . . . die 
unabhängige Stellung des Richters ihrem Wesen nach antasten würde . .. Eine weitergehende 
Einschrmkung wird durch den Unabhängigkeitssatz nicht gerechtfertigt-. 

ln der beanstandeten Urteilspassage sah das OLG zweifelsfrei eine »die Person des 
damaligen Angeklagten und seine politischen Auffassungen (1) unnötig herabset­
zende Äußerung«. und es verwies die Sache sicherheitShalber nicht nach OsnabTÜck 
zurück, sondern an das Amtsgericht Oldenburg. Das verurteilte dann a.m 

4. 6. 1981"~ auch prompt den Richter. Seinem Einwand. die richterliche Unabhän­
gigkeit verbiete es, den Gang der richterlichen Überzeugungsbildung nachzuprüfen, 
begegnete das Gericht mit völligem Unverständnis; "Diese Einlassung vermag den 
Angeklagten nicht zu enclasten, vielmehr steht zur Überzeugung des Gerichts (est, 
daß der Angeklagte sich einer Beleidigung gemäß § 185 StGB schuldig gemacht hat«. 
Vorn Richterprivileg kein Won. 
Auf die Berufung des veruneilten Richters hatte das Landgericht Oldenburg zu 
entscheiden"!, auch diesem war das in Oldenburg einst so hochgehaltene Richter­
privileg nicht mehr der Erwähnung wert. Auch die früher heiß umstrittenen Vor­
satzfragen scheinen inzwischen gekJärr : Zur Annabme vorsätzlichen Handelns 
genügt es dem LG Oldenburg bereits, daß der angeklagte Richter ~den beanstande­
ten Satz wissendich und willentlich diktiert« habe •• für einen etwaigen Tatsachen­
oder Verbotsirrtum gibt der (estgesteIJte Sachverhalt nichts her«. Entsprechend dem 
Auftrag des OLG. ,.die Auswirkungen des Grundsatzes der richterlichen Unabhän-

'" Urt. v. l. 7· '980 - '7 D . .. js 808178 (78179)-. 
III Revisionsbegründung v. '9 . 8. '980. 
I'l UrL Y. ). u. '980 - S, snl80 -, in Aumigen abgedruckt in Niedcrs . RechtSpflege 1981, 881. 
"4 - 11 Ds II Js 808178 (70/81). 

"S Urt . v. '7. 9. '981 -11. 1<!,Ol/SI-. 
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gigkeit zu prüfen«, wertete das Landgericht es noch als $traferschwerend, »daß die 

Beleidigung nicht etwa durch eine gelegentliche Äußerung im Rahmen eines 

Gesprächs, sondern vielmehr durch ein Strafuneil und damit durch einen Hoheitsakt 

erfolgt« sei, und schließlich kam auch noch erschwerend hinzu, ,.daß sich Herr 

Wenzel (der seinerzeitige Angeklagte) immerhin lange Zeit darüber geärgert hat". 

1. Ein Gutachten: »Rechtsbeugung~ durch Anwendung von Art. 5 GG 

N~chdem ein Betriebsr:l.tsmitglied der Farbwerke Hoechst öffentlich (wie oft und in welchem 
Umfang blieb ungeklärt) die Imissionspruis seiner Arbeirgeberin kritisien bane. kündigte 
diese ihm fristlos das Arbeitsverhältnis. Seiner Klage gegen diese Kündigung gab das Arbeits­
gericht Frankfun mit der Begründung, seine Kritik genieße den Schutz des Art . S GG, stau. 
Daraufhin gaben die Farbwerke Hoechsl einem Frankfuner Strafrechuprofessor den Auftrag 
zu prüfen, ob sich der vorsitzende Richter des ArbG einer Rechtsbeugung schuldig gemacht 
habe.' ,6 

Das über 50 Seiten starke Gutachten geht davon aus, daß nach "der Änderung des 

§ 336 StGB durch das EGStGB" bedingter Vorsat:z für eine Rechtsbeugungsbestra­

fung ausreiche, und :zwar in der Form, daß das Faktum, daß man andernorts seine 

Rechtsauffassung nicht teile, .für möglich halten mußte und dies auch willensmäßig 

gebilligt" "7 habe; "im Gegensatz zur alten Fassung ist subjektiv weder sicheres 

Wissen um die falsche Rechtsanwendung bzw. die Nachteile für eine Partei noch gar 

eine entsprechende Motivation erforderlich-. Genügt dermaßen wenig zum Vor­

wurf der Rechtsbeugung, so ist schnell aus der Auf:zählung angeblicher Rechtsfehler 

ein Verdacht konstruiert., und es bleibt einzig »die Alternative zwischen einem Falle 

ungewöhnlicher, wenngleich unvorsätzlicber Ignoran:z und dolosem Handeln-."· 

Die" Vielzahl von Rechtsfeblern-, die das Gutachteo anführt, erweist sich bei nähe­

rem Hinsehen als letztlich nur einer: »anfechtbar und den Verdacht falscher Rechts­

anwendung erweckend (sei es), wenn sich das Gericht pauschal auf die Freiheit der 

Meinungsäußerung, d. h. auf Are. 5 GGu be:ziehe. Darin sieht es eine "bedenkliche, 

rechtlich. nicht haltbare Einseitigkeit~ . "9 Daß der Richter einer EntScheidung des 

Bundesarbeitsgerichts nicht folge, wird ihm :zwar zugestanden, aber ~daß die KIicik 

der Urteilsbegründung an der einsch.lägigen Rech.tsprechung des Bundesarbeitsge­

richts objektiv unvollständig und somit unrichtig belegt iSt-, begründet für den 

Hoechst-Gutachter den Verdacht einer falschen Rechtsanwendung, denn es sei 

zumindest fraglich, »ob ein Instao:zgericht seine Kritik am Höchstgericht (sie!) mit 

unvollständigen bzw. unrichtigen Behauptungen belegen darf .. , und auch hier ist 

wieder »der Eindruck nicht von der Hand :zu weisen, daß das Arbeitsgericht in dieser 

Rechtssache einseitig den Kläger mit einer zu weit gehenden lnterpretatioo des 

Art. 5 TI begünstigt« habe."o 

Der Gutachter, der eingangs eddän hatte. er habe nichts .gegen die Verwendung des 

Rechtsgutachtens im Zusammenhang mit einer Strafanzeige eLnzuwenden«, resü-

miert, man werde »bei der Vielzahl der für eine falsche RechtS3nwendung .. . spre-

chenden Punkte kaum davon ausgehen dürfen, daß einem Berufsrichter ... insge-
samt irrtümliches Verhalten (§ 16 StGB) zuzubiUigen sein wird-. Er kann sich jeden­

falls nicht vorstellen, daß man dem Richter ,.ein bedingt vorsätzliches Handeln nicht 

... sollte :zur Last legen können«. ", 

1 1 6 S. Fn. 1"9. 
117 Guuchlen S. 16. ' . l. 0., S. 136 (fn. 1"9). 
IIS A.,. 0 .• S. 16 und S. H, • . •. 0, S. IJ6 und S. IH (Fn. 109). 
'19 S. 37 .•. 2.0., S. 'p (Fn. '09) ' 
1'0 S. 4', a. a. 0., S. (6) (fn. '09)' 
Ul S. p, 1. O. 0., S. 17} (Fn. 109). 

1)9 

https://doi.org/10.5771/0023-4834-1984-2-119
Generiert durch IP '18.116.85.7', am 07.10.2024, 06:19:11.

Das Erstellen und Weitergeben von Kopien dieses PDFs ist nicht zulässig.

https://doi.org/10.5771/0023-4834-1984-2-119


V. Resümee und Pmpektive 

Die Rechtsbeugungsdiskussion der ersten drei Nachkriegsjahrzehnce war von Sorge 
um die richterliche Unabhängigkeit bestimmt. Das LG Hamhurgtl1 hatte scbon 1948 

»das Ende jeder unabhängigen Rechtspflege« für den Fall vorausgesehen, daß NS­
Richter zur Rechenschaft gezogen würden, dann würde ~das eintreten, was vermie­
den werden muß, daß nämlich jeder Richter bei seiner Entscheidung in Ungewißheit 
darüber bleibt, ob er für seinen Spruch zur Verantwortung gezogen wird .. , der 
BGH"J sah in erleichterter Richterbestrafung einen" unerträglichen Widerspruch zu 
dem Grundsatz der sachlichen Unabhängigkeit des Richters .. , und das »Richterpri­
vileg« war für ihn stets »ein Teilstück in der Sicherung der Unabhängigkeit des 
Richters~.ll. 

Dagegen war es dem Obersten Gerichtshof der Britischen Zone'1' »völlig unhaltbar« 
erschienen, daß man eine aus der ,.Abhängigkeit von Nazi-Ideologie ... geborene 
Unmenschlichkeit eines Richterspruches« unbestraft lasse, mit Unabhängigkeit der 
Justiz habe das nichts zu run, denn das Richterprivileg "setzt einen Richter voraus, 
der die Freiheit zu gerechter Entscheidung hat~, und es kann ,.gar keine Rede davon 
sein, daß der Richter schon dann mit einer Bestrafung rechnen müsse, wenn er das 
Recht in irgendeiner Weise fahrlässig falsch anwendet und daß er dadurch in seiner 
Berufsausübung unsicher oder zurückhaltend werden könne«.126 
rn der Tat ist schwer einzusehen, warum die Unabhängigkeit unserer Richter 
dadurch gefährdet werden sollee, daß Terrorrichter des Dritten Reiches bestraft 
werden. Die Warner vor einem Abhängigwerden der Richcerschafc bei erleichterter 
Richterbesrrafung konnten doch nur die heute aktiven und künftigen Richter im 
Auge gehabt und sich um deren Unabh.ängigkeit gesorgt haben . Oder sollten sich die 
vielen in den letzten 30 Jahren geäußerten Sorgen lediglich auf pensionierte Richter 
beschränkt haben, die gerade vom NS-Regime abhängig gewesen waren und dessen 
Willen vollstreckten, aber während des Drinen Reiches nie mit einem Verfahren 
wegen Rechtsbeugung rechnen mußten. Daß deren Besrrafung die Unabhängigkeit 
heutiger Richter beeinträchtigen könne, hielt der OGH für absurd, denn schließlich 
liegt .. für einen pflichttreuen Richrer ... diese Möglichkeit unter rechtsslaatlichen 
Verhältnissen in ungefährlicher Ferne ... "7 Vielleicht hätte man die Unabhängigkeit 
der heutigen Richter stärken können, wenn man die ohne Zweifel abbängige Nazi­
J USrlZ, die der damals herrschenden Meinung (nicht etwa dem Gesetz) bis in alle 
Abgründe gefolge ist, verurteilt und das Richterprivileg jenen vorbehalten hätte, die 
den Mut haben, im Einzelfall einmal von der herrscbenden Meinung abzuwei­
chen. 
Richter aber, die angetreten sind, die konservative (und keineswegs immer geserzes­
treue) Tradition der deutschen Justiz zu durchbrechen, sind in Gefahr, wegen ihrer 
Entscheidungstätigkeit mit Rechtsbeugungsverfahren überzogen zu werden. Der 
§)36 5tGB droht binnen kurzem von einem Privileg, das den Richter vor Bestrafung 
schützt, zum Disziplinierungsinstrumenc umgewandelt zu werden, das bislang noch 
vereinzelt, in Zukunft aber vielleicht verstärkt angewandt wird, denn ~immerhin 
wird in letZter Zeit offen die Tendenz propagiert, der als zu lahm empfundenen 
Gesetzgebung durch progressive Rechtsauslegung nachzuhelfen ... ,,8 

111 Friednch, S. J~6 f. 
Il} BGH MDR '9f~, 69$· 
114 BGHSt 1 c, 298. 
115 OGHSI I, "7 = Friedrich, S. Ilo. 
1.6 Ebd. 

"7 Ebd . 
.. 8 Friedrich, S. 4l7. 
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Oie Kurzsichtigkeit manch engagierter Kritik an der BGH-Rechtsprechung hat zu 
dieser Entwicklung auch noch den Vorwand geliefert. Offensichtlich ist es manchem 
ansonscen so engagierten Kämpfer für sozialwissenschafttiche Blickschärfung in der 
Rechtswissenschaft nicht aufgefallen. daß es nicht die Rechtsnorm war. die die 
Nachkriegsjustiz auf den Freispruch für den Freisler-Beisitzer festlegte. sondern die 
politische Rücksichtnahme auf den ganzen Stand. Wer die Volksgerichtshofsrichter 
verurteilte. hätte kaum die Vielzahl der Sondernchter und die Masse der Kriegsrich­
ter freisprechen können. Mit der Verurteilung eines VGH-Richters häue man allzu 
leicht eine Lawine losgetreten. die auch Sonderricnter und Mitglieder von Standge­
richten erfaßt und womöglich auch vor Mitgliedern des Reichsgerichts nicht härte 
aufgehalten werden können .. ,Der Volksgerichtsbofsrichter Rehse konnte nicht 
gemordet haben. sonst wäre die bundesdeutschejustiz mit hunderten von Mördern 
errichtet worden «,' 19 Die Rechtskonscruktionen, die man in Rechesbeugungsverfah­
ren entwickelte und verwarf. waren vielfältig. und Rehse häHe genauso freigespro­
chen werden könneo. wenn man für die Rechtsbeugungsverurteilung Eventualvor­
satz häue genügen lassen. wie eine Veruneilung mit direktem Vorsau möglich gewe­
sen wäre. Den Kritikern der Rechtskonstruktion war das offensichdich ebensowenig 
klar wie die Tatsache. daß die Justiz von der Justiz. ausgeübt wird. die in Rechtsbeu­
gungsverfahren also stets in eigener Sache entscheidet.')O Wer. nachdem der letzte 
NS-Richter ein Alter erreicht hat, in dem Verhandlungsfähigkeit die Ausnahme ist . 
auf Senkung der Strafbarkeitsschwelle der Rechtsbeugung drängt. nimmt z.umindest 
billigend in Kauf. daß. nachdem die NS-Justiz. endgültig unerledigt bleibt, der § 3)6 
StGB nunmehr gegen diejenigen gewandt wird, die sich dem Korpsgeist, der zum 
Freispruch noch des letzten Terrorrichters gefühn ha(, verweigern, 

119 Ebd. 
'30 D .. allerding, jüu. man schoJ) Ixi Ludwig Bendix (Die RecblSbeugung im künftigen deutschen S'rll­

recht, Die Justiz Bd .• ('9.6117) S. 42 ff.) n~cbk$"" können. 
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